BERN 


Bei den Europawahlen am Sonn- 
tag, 13.6. kandidierten eine Reihe 
rechter Parteien bundesweit, ne- 
ben den REP und der NPD auch 
noch die „Deutsche Partei“, „Ab jetzt 
Bündnis für Deutschland“ und die „Bür- 
gerrechtsbewegung Solidarität“ (BüSo). 
Keine kam über 5%. Nicht angetreten wa- 
ren die DVU und die Ex-Schill-Partei. 
Allerdings: Die REP konnten ihr Er- 
gebnis gegenüber 1999 von 1,7 auf 1,9 % 
verbessern, auch in absoluten Zahlen mit 
460.038 1999 zu jetzt 485.691 Stimmen. 
Die NPD erhielt 
- 09 % der Stim- 
men und konnte 
ihre Stimmenzahl 
mehr als verdop- 


peln: 


Türkei 
REB 


"REPUBLIKANER 


241.678 Stimmen 
gegenüber 107.662 
bei den Wahlen 
1999, Die restlichen 
rechten Parteien er- 
reichten zusammen 
ca. 0,8 %, außer den REP wird keine Par- 
tei in den „Genuss“ von Wahlkampfkos- 
tenerstattung kommen. 

Die Wahlprogramme von REP und 
NPD konzentrierten sich auf Panikmache 
vor „Überfremdung“ durch die EU-Oster- 
weiterung und die Aufnahme der Türkei 
in die EU. Ein „lebensunfähiges Gebilde“ 
— so die REP — würde die EU mit Staaten 
wie der Türkei oder auch Polen und 
Tschechien, von denen gefordert wurde, 
sie sollten sich zu ihren „Vertreibungsver- 
brechen“ bekennen. Die „Deutsche Par- 
tei“ hatte einen Austritt der BRD aus der 
EU gefordert. 

Die hohen Verluste der SPD zeigen, dass 
die 40 % der Wählerinnen und Wähler, die 
überhaupt zur Wahl gingen, hauptsächlich 
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Rassistische Hetze zog nicht 


Rechte Kandidaturen bei Europawahl weitgehend erfolglos 


bundespolitisch entschieden. Die rechtsex- 
treme Hetze verfing nicht, zumal CDU und 
CSU Ressentiments gegen den EU-Beitritt 
der Türkei ebenfalls bedienten und Stoiber 
sich auf dem Sudentendeutschen Tag zu 
Pfingsten kräftig für die „Vertriebenen“ ins 
Zeug gelegt hat (s. Seite 13). 


Entwarnung kann nicht gegeben 
werden 


Auf niedrigem Niveau haben REP und 
NPD fast überall Stimmen gewinnen kön- 
nen. In einigen Bundesländern sind die Er- 
gebnisse durchaus besorgniserregend: In 
Sachsen erhielten die REP 3,4 % und die 
NPD noch einmal 3,3 %. Hier fanden auch 
Kommunalwahlen statt und in Dresden er- 
hielt das „Nationale Bündnis“ 4 % und 
wird mit 3 Abgeordneten in den Stadtrat 
einziehen. Im „‚Nationalen Bündnis“ hat- 
ten sich Kräfte aus REP, NPD, DVU und 
Freien Kameradschaften zusammengetan. 
Dass diese Kandidatur erfolgreich war, 
könnte ein Signal für ähnliche Zusammen- 
schlüsse bei kommenden Wahlen sein. 

In Baden-Württemberg „verloren“ die 
„Republikaner“ prozentmäßig: jetzt 2,3% 
gegenüber 3,3% 1999. Betrachtet man die 
absoluten Zahlen ist es aber genau umge- 
kehrt. Es gingen mehr Menschen zur Wahl 
und so stimmten 108.602 für die REP 
gegenüber 97.335 1999. In Baden-Würt- 
temberg fanden ebenfalls Kommunalwah- 
len statt: in Stuttgart erzielten die REP5 % 
und werden also wieder im Stadtrat vertre- 
ten sein. Weitere Ergebnisse lagen bei 
Redaktionsschluss noch nicht vor. 

In Thüringen, Sachsen-Anhalt, Bran- 
denburg, Mecklenburg-Vorpommern und 
im Saarland konnte die NPD frühere Er- 
gebnisse oft mehr als verdoppeln und liegt 
zwischen 1,6 und 1,8 %, bei den gleich- 
zeitig stattfindenden Kommunalwahlen in 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vor- 
pommern konnte sie etliche Sitze für sich 
verbuchen: 2 im Burgenlandkreis, 1 in 
Halle, 1 in Aschersleben-Staßfurt, in Mü- 
ritz 1 (2,6 %), in Ludwigslust 2 (3,4 %), in 
Ostvorpommern 2 (4,2 %), in Stralsund 2 
(3,9 %). Das zeigt, dass gerade auf kom- 
munaler Ebene mehr gegen die men- 
schenverachtende Ideologie der neofa- 
schistischen Parteien getan werden muss, 
und allen Versuchen, sich dort mit popu- 
listischen Themen eine Basis zu schaffen 
frühzeitig begegnet werden muss. 


Eine genaue Auswertung sämtlicher 
Wahlergebnisse zur EU-Wahl unter Ein- 
beziehung aller wählenden Länder war 
bis Redaktionsschluss nicht möglich. Hier 
einige Ergebnisse: Der FN schnitt mit 
9,81 % verhältnismäßig gut ab, hat jetzt 7 
Sitze statt 5 (siehe Artikel auf Seite 7). 

Der rechtsgerichtete Vlaams Blok in 
Belgien konnte kräftige Stimmengewin- 
ne erzielen, 14,3 % der Wähler stimmten 
für ihn, obwohl er nur im nördlichen Lan- 
desteil Flandern und in Brüssel angetre- 
ten war. Künftig stellt er 3 der insgesamt 
24 belgischen Abgeordneten in Straß- 
burg. 

Große Verluste musste die FPÖ hinneh- 
men, sie sank von 23,4 % (1999) auf 6,3 
%. Von ihrer Niederlage profitierte die 
Parteineugründung des Hans-Peter Mar- 
tin, der hauptsächlich die EU-Spesen kri- 
tisierte und auf Anhieb 14 % erhielt. Wie 
der Wiener „Standard“ berichtet, ist sofort 
die Debatte um die Rückkehr Haiders auf 
den Parteivorsitz wieder ausgebrochen 
und möglicherweise erhält der drittplat- 
zierte Andreas Mölzer, Herausgeber von 
„Zur Zeit“, dem Pendant der „Jungen 
Freiheit“ in Österreich, das Mandat statt 
Spitzenkandidat Hans Kronberger. Wenn 
mehr als sieben Prozent der „freiheit- 
lichen“ Wähler Mölzer die Vorzugsstim- 
me gegeben haben, könnte er Kronberger 
überholen. 

In Italien kam Berlusconis Forza Italia 
nur auf 21,5 % (1999 25,2 %), die Allean- 
za Nazionale legte leicht zu auf 11,7 Pro- 
zent (1999 10,3 %), die Lega Nord schnitt 
mit 4,5 % etwa gleich stark ab wie 1999. 

In welchen Fraktionen und Konstella- 
tionen die verschiedenen rechten Grup- 
pierungen im Europäischen Parlament zu- 
sammenarbeiten werden, wird sich in den 
nächsten Wochen entscheiden. Nach dem 
vorläufigen Ergebnis bleibt die EVP (Eu- 
ropäische Volkspartei) mit 269 von 732 
Abgeordneten stärkste Fraktion vor den 
Sozialisten mit 201 Abgeordneten. Die 
Liberalen kommen auf 66 Sitze, die Grü- 
nen auf 42, die Fraktion der Linken auf 
37. Die „Anderen“, zu denen auch die 
rechtsextremen und EU-kritischen Grup- 
pierungen zählen wie die UKIP aus Groß- 
britannien, die diesmal 17 % erreichte 
(1999 6,5 %), werden mit 76 Parlamenta- 
riern in Straßburg vertreten sein. 

Ulrike Bach I 


:meldungen, aktionen 


„Haider-Liste” erst 2009 


ÖSTERREICH/WIEN. Verschoben, aber 
nicht aufgehoben, sind die Pläne Jörg 
Haiders (FPÖ) bei den Europawahlen an 
der Spitze einer EU-weiten Liste anzu- 
treten. Diesmal sei ein gemeinsames An- 
treten einer Liste noch in mehreren Län- 
dern verhindert worden, so Haider 
gegenüber der Wiener „Presse“. Bei der 
Wahl 2009 werde aber mit ihm und sei- 
ner Liste zu rechnen sein. Wer dann seine 
Partner sein werden, will er aber noch 
nicht verraten. 

In der Bundesrepublik werden Haider 
und sein langjähriger Berater Andreas 
Mölzer jedenfalls schon länger von den 
„Deutschen Konservativen“ um den be- 
reits wegen „Volksverhetzung“ verurteil- 
ten Joachim Siegerist hofiert. 

Burschenschafter Mölzer, langjähriger 
Chefredakteur des österreichischen „Jun- 
ge Freiheit“-Ablegers „Zur Zeit“, und 
Herausgeber eines Positionspapiers eu- 
ropäischer Nationalisten übt schon bei 
dieser Europawahl. Mölzer kandidiert 
auf Platz 3 der Liste der österreichischen 
FPÖ. In der letzten Ausgabe der „Jungen 
Freiheit“ vor dem Wahltermin findet sich 
lediglich Werbung für die „Deutsche 
Partei“ von Heiner Kappel. Der ehemali- 
ge FDP-Landtagsabgeordnete verspricht 
dort „Politik für und nicht gegen 
Deutschland“ und tritt dort für eine deut- 
sche Vormachtstellung in Europa ein. 
Dabei ist er in der Wahl möglicher Bünd- 
nispartner nicht zimperlich. Noch im 
vergangenen Jahr gab er der NPD-Zei- 
tung „Deutsche Stimme“ ein Interview 
und sprach bei der lokalen neofaschisti- 
schen Sammlungsbewegung „Nationales 
Bündnis Dresden“. hma 


Drang nach Osten 


BAD BEVENSEN. 50 Tonnen Sachspenden 
(!) werden Jahr für Jahr vom „Freund- 
schafts- und Hilfswerk Ost e.V.“ (FhwO) 
in den Westen Polens zur Unterstützung 
der dortigen „Deutschen Freundeskrei- 
se“ (DFK) transportiert, heißt es in einer 
Erklärung des Schriftführers des Vereins, 
Christian Meyn. Neben den Sachspen- 
dentransporten werden auch „finanzielle 
Zuschüsse an Kleinstrentner, ehemalige 
Wehrmachtssoldaten, aber auch zur Pfle- 
ge der deutschen Kulturarbeit gezahlt“. 
Seit dem Jahr 2000 wird „auch die Denk- 
mals- und Gräberpflege finanziell bezu- 
schußt“. Im Rahmen des Jugendförder- 
programms „Ohne Jugend keine Zu- 
kunft“ werden etwa „30 Jugendvolks- 
tanz-, Gesangs- und Musikgruppen ge- 
fördert“. 

Jedes Jahr wird eine Jugendgruppe in 
die Lüneburger Heide eingeladen, wo 
diese dann „ihr Können bei verschiede- 
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nen Veranstaltungen unter Beweis“ stel- : 


He das manager nn Di Ska Onli- 


len darf. 

Kopf des „Freundschafts- und Hilfs- 
werk Ost e.V.“ ist seit 1994 Klaus Hoff- 
mann aus Bad Bevensen. Hoffmann war 
Funktionär der 1994 verbotenen „Wi- 
king-Jugend“, viele Jahre Kommunalpo- 
litiker der neofaschistischen NPD und in 
deren Landesvorstand tätig. Geworben 
wird für dessen Verein nicht nur in NPD- 
Publikationen, sondern auch im „Ost- 
preußenblatt“ der „Landsmannschaft 
Ostpreußen“. Noch im vergangenen Jahr 
referierte Hoffmann bei der neofaschisti- 
schen „Deutschen Liga für Volk und Hei- 
mat“ (DLVH). Im Jahr zuvor nahm er an 
einem Treffen des Arbeitskreises „Schle- 
sien“ der „Internationalen Gesellschaft 
für Menschenrechte“ (IGFM) teil. 

hma U 


„Deutsche Idealisten” 


KERPEN. Der Kerpener GUWG-Verlag 
von Gerrit Ullrich, für dessen Veröffent- 
lichungen auch schon in den „Nachrich- 
ten“ der Neonazi-Hilfsorganisation 
„HNG“ geworben wurde, hat eine Bro- 
schüre unter dem Titel „Demokratische 
Freiheit -— Woher? Wohin?“ verlegt. In 
der Broschüre würden „die betrügeri- 
schen Gesamtzusammenhänge des heute 
real existierenden kapitalistisch-demo- 
kratischen Systems offengelegt“, heißt es 
in der Verlagsankündigung. Verwiesen 
wird in der Broschüre, die sich — mit 
antiamerikanischem Hintergrund — u.a. 
gegen „Cross-border-leasing“ wendet, 
auch für die Internetseiten der „Deut- 
schen Idealisten‘“ mit Postfach in Köln. 
Bestellt werden kann die Broschüre aber 
nicht nur über den GUWG-Verlag, son- 
dern auch über die geschichtsrevisionis- 
tische „Vereinigung Gesamtdeutsche Po- 
litik“ (VGP) in Remscheid, deren lang- 
jähriger Vorsitzender, Ernst Günther Kö- 
gel, bereits 1992 wegen „Volksverhet- 
zung“ zu einer Geldstrafe verurteilt wor- 
den war. hma 


Rechte Propaganda per 
Spam 

Zigtausende Spam-Mails mit ausländer- 
feindlichen Inhalten und Links zu NPD- 
und anderen Webseiten der extremen 
Rechten verstopften in der Nacht vom 9. 
auf den 10. Juni die elektronischen Post- 
wege. Offensichtlich war es technisch 
versierten Rechten gelungen, ein „Bot- 
Net“ aus gekaperten Rechnern aufzubau- 
en, um Mails mit Betreffs wie: „Auslaen- 
dergewalt: Herr Rau, wo waren Sie?“, 
„Was Deutschland braucht, sind deut- 
sche Kinder!“, „Die Deform der sozialen 
Ordnung“ oder „Paradies Bundesrepu- 


den sollte 


ne zufolge, gelangten rund 80 Prozent 
der rechten Spams über einen Server an 
der Uni Rostock ins Netz. Die Spammer 
nutzen dabei die Möglichkeit, per Viren, 
Würmern oder Trojanern eigene Mailser- 
ver auf befallenen Rechnern aufzubauen, 
über die sich dann auf Befehl Massen- 
mails verbreiten lassen. Die wahren Ur- 
heber zu finden „dürfte deshalb schwie- 
rig werden“, zitiert der Bericht in Spiegel 


‚Online die befragten Fachleute. 


Inzwischen liegt die Quote des uner- 


. wünschten Werbemülls am Gesamt- 


Mailaufkommen zwischen 60 und 80 
Prozent. Doch in diesem Fall wurde kein 
fremder Rechner infiziert. Auch zum 
Verkauf wurde nichts angeboten. Viel- 
mehr „spammten“ anonyme Anhänger 
der extremen Rechten ihre Propaganda 
systematisch unters „Volk“. Neben zahl- 

reichen ausländerfeindlichen Kommen- 
taren enthalten die Botschaften zahlrei- 
che Links. Diese führen zu NPD-Seiten, 
zu Artikeln der stramm rechts verorteten 
„Jungen Freiheit“, zu den Webseiten di- 
verser „Initiativen“ gegen Moscheenbau 
und Ähnlichem. 

Die meisten der Hetzartikel in den E- 
Mails sind diesen Seiten entnommen: 
Das Copyright halten also Urheber wie 
regionale Strukturen der NPD bis hin zur 
„Freien Jugend Organisation“ in Bre- 
merhaven. Das heißt noch nicht, dass sie 
auch an der Planung, Finanzierung oder 
Durchführung der Spam-Aktion beteiligt 
waren. Wer auch immer dahinter steht, 
outet sich nicht als Urheber: Ihm reicht 
es, die „rechten“ Inhalte möglichst mas- 
siv zu verbreiten und das Herumreiten 
auf Überfremdungsängsten deutet darauf 
hin, dass hier gezielt Stimmung mit 
Blick auf die Europawahl gemacht wer- 

ı kun 


Klage von Neonazi & 
wurde abgewiesen 


NÜRNBERG/FÜRTH Der langjährige Neo- 


nazi-Aktivist Norman Kempken aus 
Nürnberg ist auch in der zweiten Instanz 
mit dem Versuch gescheitert, die Veröf- 
fentlichung seines Fotos in der Broschü- 
re „Spezialitäten aus Mittelfranken — - ein 
Überblick über rechte und rechtsextreme 
Strukturen“ zu verhindern. Dies verkün- 
dete jetzt das. Landgericht Nürnberg- 
Fürth. 

Die mündliche Verhandlung fand be- 
reits am 5. Mai 2004 statt. Norman 
Kempken wird in der im Juni vergange- 
nen Jahres vom „Verein. Argumente, 


ne porträtiert. Der 35-Jährige ist seit den 
80er Jahren in der extremen Rechten ak- 
tiv. In der ersten Hälfte der neunziger 
Jahre wurde er als Hauptverantwort- 
licher der Anti-Antifa Publikation „Der 
Einblick“ bundesweit bekannt und in 
diesem Zusammenhang auch verurteilt. 
In der Zeitschrift wurden mehr als 250 
Personen aus dem gesamten Bundesge- 
biet mit Namen, Adressen und persön- 
lichen Daten veröffentlicht und bedroht. 

Diese Publikation stellte die erste im 
großen Umfang vorgenommene Bedro- 
hung von vermeintlichen und tatsäch- 
lichen politischen Gegnern in der Nach- 
kriegsgeschichte dar und hatte Modell- 
charakter für das Vorgehen der Neonazis. 

Zudem veröffentlichte Kempken in 
den vergangenen Jahren Artikel in der 
NPD-Zeitung „Deutsche Stimme“ und in 
der Zeitschrift „Denk Mit!“ des Volks- 
bund Deutsches Reich mit Sitz in Nürn- 
berg, die neben revisionistischer Propa- 
ganda esoterisch angehauchten Antise- 
mitismus verbreitet. Ebenfalls fiel 
Kempken als Teilnehmer zahlreicher 
neonazistischer Aufmärsche auf. So zu- 
letzt am 1. Mai diesen Jahres in Berlin, 
wo 2.500 Neonazis unter der Leitung der 
NPD demonstrierten. 

Bereits Mitte Dezember 2003 hatte 
das Nürnberger Amtsgericht die Klage 
Kempkens auf Unterlassung mit der Be- 
gründung abgelehnt, er sei eine „relative 
Person der Zeitgeschichte“. Im Rahmen 
der mündlichen Verhandlung bestätigte 
Kempken, dass er im „linksextremisti- 
schen Milieu ermittle“. Ebenso räumte er 
ein, im Zeitraum 1996/97 den Namen 
des Journalisten und Rechtsextremis- 
musexperten Anton Maegerle in dem 
NPD-Organ „Deutschen Stimme“ ent- 
tarnt zu haben. Carlola Wieser, Mitarbei- 
terin des antifaschistischen dokumenta- 
tions- und informationsprojekt (adip) 
zeigt sich hocherfreut über die Entschei- 
dung des Gerichts. „Es ist gut, dass das 
Gericht den Versuch von Kempken nicht 
glücken hat lassen, Journalisten und 
Journalistinnen mittels juristischer 
Schritte einzuschüchtern und eine fun- 
dierte Berichterstattung über das Treiben 
der rechtsextremen Akteure in Mittel- 
franken zu behindern“. 

Die Broschüre „Spezialitäten aus 
Mittelfranken. Ein Überblick über rechte 
und rechtsextreme Strukturen“ kann für 
4 Euro (inklusive Porto) unter der weiter 
unten aufgeführten Adresse bestellt wer- 
den. 

Weitere Informationen über die Neo- 
nazi-Szene in Nordbayern und Mittel- 
franken im Speziellen sind auf der Ho- 
mepage von adip zu finden. 


antifaschistisches dokumentations- 
und informationsprojekt (adip), 
königswarterstr. 16, 90762 fürth, 
http://adip.antifa-archiv.org, 
adip@ antifa-archiv.org II 


Viel Protest gegen 
rassistisches NPD-Wahlplakat 


MANNHEIM. „Gute Heimreise“ steht auf 
dem Europa-Wahlkampf-Plakat der 
NPD. Dazu sind weggehende Frauen mit 
Kopftüchern und vollen Tüten und Ta- 
schen abgebildet, sowie ein Minarett. 
Solche Plakate, die bereits in Bremen 
von den Staatsanwaltschaft wegen 
Volksverhetzung beschlagnahmt wur- 
den, tauchten erst kürzlich in Mannheim 
auf, so z.B. in der Stotzstraße bei der 
Ausfahrt vom Fahrlachtunnel ins Zen- 
trum. Die Staatsanwaltschaft Mannheim 
hat schnell reagiert und einen Strafantrag 
gegen die örtlichen Verbreiter der NPD- 
Plakate gestellt und sofort einen Be- 
schlagnahmebeschluss bei Gericht er- 
wirkt. Die Plakate mit dem volkverhet- 
zenden Text sind abgehängt worden. Da 
nützte es auch nichts, dass die örtlichen 
NPD-Anhänger sie vorsorglich in ca. 
fünf Meter Höhe angebracht hatten. 
Auch die Rechnung für den Steigwagen- 
einsatz wird wohl an siegehen. Bar 


Strafanzeige wegen NPD- 
Werbung in Stuttgart 


STUTTGART. „Das ist Volksverhetzung‘“, 
urteilt Peter Grohmann, Sprecher der 
Bürgerprojekte AnStifter in Stuttgart und 
fordert die Staatsanwaltschaften auf, die 
Plakate zu beschlagnahmen. „Wenn das 
nicht in absehbarer Zeit passiert, müssen 
die Bürgerinnern und Bürger von sich 
aus aktiv werden“, meint Grohmann. 
„Wir dürfen die Vergiftung des politi- 
schen Klimas keinen Tag länger hinneh- 
men.“ Peter Grohmann verweist darauf, 
dass die Bremer Staatsanwaltschaft be- 
reits tätig geworden sei — der Bremer 
Staatsanwalt Uwe Picard habe Plakate 
mit dem hämischen „Heimreise“-Spruch 
beschlagnahmen lassen und ein Verfah- 
ren wegen Volksverhetzung gegen den 
NPD-Bundesvorstand eingeleitet. PM I 


WVN Niedersachsen stellt 
Strafanzeige 


HANNOVER. Auch die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes - Bund der 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
(VVN-BdA) Landesvereinigung Nieder- 
sachsen e.V. stellte mit Eingang ihres 
Schreibens vom 1.6.2004 bei der Staats- 
anwaltschaft Hannover Strafanzeige u.a. 
gemäß $130 Abs.2 StGB (Volksverhet- 
zung) gegen die NPD. Außerdem stellte 
sie zusätzlich persönlich Strafanzeige 
gegen Herm Klaus Beier, namens der 
NPD „Leiter des Amtes für Öffentlich- 
keitsarbeit“ in Berlin sowie gegen weite- 
re unbekannte Personen des örtlichen 
bzw. regionalen Helferkreises, die die 
Verteilung wie Plakatierung organisiert 


und durchgeführt haben. Der niedersäch- 
sische Landessprecher der VVN-BdA er- 
klärt dazu: „Im Zusammenwirken des 
Plakatbildes mit der Betextung ist unse- 
res Erachtens der Straftatbestand der 
Volksverhetzung identisch erfüllt mit 
dem unter anderen vom OLG Branden- 
burg verbotenen Slogan ‚Ausländer 
raus’“. Die VVN-BdA nimmt in ihrer 
Strafanzeige auch ausdrücklich Bezug 
auf die Beschlagnahme nämlicher Plaka- 
te durch die Staatsanwaltschaft Bremen 
sowie auf die Strafanzeige des polizei- 
lichen Staatsschutzes Essen am 


24.5.2004 gegen die NPD. 
VVN- Bund Deutscher Antifaschistin- 
nen und Antifaschisten / Landesvereini- 
gung Niedersachsen e.V I 


Jenaer AntifaschistInnen griffen zur 
Selbsthilfe und hatten diese gute 
Idee... 


Nazi-Wahlwerbung vor 
allem vor „Ausreisezentren” 
MÜNCHEN. Die Wahlplakate der NPD 
„Gute Heimreise“ finden sich auch in 
Bayern. Pikanterweise häufen sie sich in 
der Umgebung hiesiger „Ausreisezen- 
tren“, zunächst Mitte Mai in Fürth, was 
zu Schlagzeilen in der Lokalpresse ge- 
führt hat, und jetzt auch in Hormersdorf 
(Mittelfranken). Es ist ein Skandal, dass 
die NPD gerade vor Abschiebelagern 
ihre volksverhetzenden „Gute Heimreise 
jetzt“-Parole plakatiert. Flüchtlingen, die 
mit massivem psychischem Druck zur 
widerstandslosen, sog. „freiwilligen“ 
Ausreise genötigt werden sollen, eine 
gute Heimreise zu wünschen, ist men- 
schenverachtend und rassistisch. 

Doch ein ebenso großer Skandal ist es, 
dass die Bayerische Staatsregierung La- 
ger betreibt, die in der rechtsextremen 
Szene um die NPD offensichtlich als die 
richtigen Instrumente zur Erfüllung ihrer 
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alten „Ausländer raus“-Forderung ange- 
sehen werden und unverhohlenen Ap- 
plaus finden. 

res publica und der Bayerische Flücht- 
lingsrat erneuern deshalb ihre Forderung 
an die Bayerische Staatsregierung, die 
bayerischen Abschiebelager sofort zu 
schließen und die unaufgeforderte Unter- 
stützung durch die NPD umgehend zu 
unterbinden, indem sie dafür sorgt, dass 
bayerische Staatsanwaltschaften ihren 
Kollegen in Bremen folgen. Denn Volks- 
verhetzung ist nicht nur in Bremen eine 
Straftat. Weitere Informationen zu Aus- 
reisezentren, darunter Fotos des „Ausrei- 
sezentrums‘“ Hormersdorf und der NDP- 
Plakate, finden Sie auf der Dokumenta- 
tionsseite Ausreisezentren von res publi- 
ca unter. wwn.ausreisezentren.de MM 


SSS-Prozess überraschend 
zu Ende 


DRESDEN. Am 9.6.2004 ging vor dem 
Dresdner Landgericht der Prozess gegen 
6 weitere Angeklagte im SSS-Prozess 
(nach $ 129 = kriminelle Vereinigung) 
zu Ende. Sind noch bei den vergangenen 
beiden „Staffeln“ die Angeklagten je- 
weils nach einem „Deal“ zu Bewäh- 
rungsstrafen verurteilt worden, war die- 
ser jetzt nicht mehr notwendig. (Der 
Deal bestand darin, dass die Angeklagten 
mit lediglich Bewährungsstrafen davon- 
kommen, wenn sie ihre Schuld im vollen 
Umfang eingestehen.) Diesmal einigten 
sich Richter und Staatsanwalt auf eine 
Einstellung des Verfahrens, da die Ange- 
klagten zur Zeit der Überfälle noch unter 
oder gerade 16 Jahre alt waren. Sie ka- 
men mit geringen Geldstrafen davon. 
Drei Angeklagte müssen an Geschädigte 
zwischen 200 und 1.000 Euro zahlen. 
Das Verfahren gegen einen Mann wurde 
wegen geringer Schuld ohne Auflagen 
eingestellt. Bei einem weiteren Ange- 
klagten begründete das Gericht die Ein- 
stellung damit, er sei wegen einer ande- 
ren Straftat vom Amtsgericht Pirna zu ei- 
ner Freiheitsstrafe verurteilt worden. Die 
Verhandlung gegen den sechsten Ange- 
klagten wurde ausgesetzt und wird später 
verhandelt (dieser war zum genannten 
Zeitpunkt schon volljährig). 

Informationen über die Angeklagten fin- 
den sich unter: http://afal3.antifa.net/in- 
dex_dat/broschuere.htm [als html] oder 
unter: http://afal3.antifa.net/index_dat/ 
broschuere/pdf/Nazistrukturen%20in%2 
Oder%20SSW.pdf [als .pdf] 

Im Falle der „SSS“ wurde der $129 
eingesetzt, um einen Warnschuss abzu- 
geben. In der Region Sächsische 
Schweiz drohte mit dem Fall Joseph und 
den Dauerberichten zu Übergriffen durch 
die ,„SSS“ «(Skinheads Sächsische 
Schweiz), der Tourismus ernsthaft Scha- 
den zu nehmen. Schulklassen, die aus 
Hamburg hier zu Besuch waren, fuhren 
nach Hause, als einige Schüler auf Grund 
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ihres „nichtdeutschen Aussehens“ ange- 
pöpelt und massiv bedroht wurden. Die 
Staatsregierung sah sich dann genötigt, 
im Jahr 2001 das Verbot gegen die 
„SS“, die „SSS/AO“ (Aufbauorganisa- 
tion) und den „Nationalen Widerstand 
Pirna“ (als SSS-Nachfolge-Organisa- 
tion) auszusprechen. 

Die SSS ist aber nicht tatsächlich zer- 
schlagen. Ohne wirkliche Unterbrechung 
organisieren ihre Anhänger den faschisti- 
schen Terror in der Region Sächsische 
Schweiz. Wie in der Zeit vor dem Verbot 
gibt es Übergriffe auf Linke, Ausländer- 
Innen oder andere Menschen. Gründe, 
um Menschen zu attackieren, finden sie 
immer wieder, oft reicht es, dass jemand 
nicht Rechts sein will. In Dürrröhrsdorf- 
Dittersbach (einem Dorf in der Sächsi- 
schen Schweiz) überfielen etwa 20 Seb- 
nitzer Nazis wahllos die Gäste einer Ge- 
burtstagsparty. Dabei ging es einfach da- 
rum, zu zeigen, wer hier das Sagen hat. 
Wer sich nicht anpassen will, dem wird 
das Leben zur Hölle gemacht. Abge- 
brannte Autos, zerschlagene Scheiben, 
zertrümmerte Gesichter und der alltägli- 
che Psychoterror sollen die, die anders 
sind, zum Verschwinden oder zum An- 
passen zwingen. Darüber hinaus gibt es 
für die Nazis der Region ein Runduman- 
gebot an Nazi,kultur“. Feldschlachten, 
Konzerte, Sonnenwendfeiern, NPD- 
Saalveranstaltungen, Naziläden, Nazi- 
bands und Dorffeste machen die Gegend 
für alle Nazis zum „Schlaraffenland‘“. 

Mittlerweile plakatieren die Nazis in 
der Stadt Pirna an fast allen öffentlichen 
Plätzen in Anti-Antifa-Manier. Dem tre- 
ten wir entgegen und rufen euch auf: 
Kommt zur Antifa-Demo „Kein schöner 
Land“ am 12.6. | 15 Uhr | Dohnaischer 
Platz | Pirna . 

e-Mail:: pirna@afal3.antifa.net 
http://afal3.antifa.net I 


NPD-Klage abgewiesen 


KARLSRUHE. Eine von der NPD einge- 
reichte Klage gegen die 5%-Klausel bei 
den Europawahlen ist vom Bundesver- 
fassungsgericht zurückgewiesen worden. 
Die Frist von einem halben Jahr zwi- 
schen Klagegegenstand und Einreichen 
der Klage sei überschritten. Die NPD 
hatte die Organklage erst im April einge- 
reicht, sie hätte spätestens im Februar 
vorliegen müssen. Die NPD hatte u.a. 
moniert, dass in den zehn neuen Bei- 
trittsländern zur EU mehrheitlich keine 
5-Prozent-Hürde gelte. 

Das BVG machte allerdings nicht nur 
die Frist geltend bei der Abweisung der 
Klage. Der Europäische Rat hatte 2002 
eine Mindestschwelle als sogenannte 
Kann-Bestimmung beschlossen, d.h. die 
Mitgliedsstaaten können auf nationaler 
Ebene eine Sperrklausel beschließen, 
müssen dies aber nicht. Die Zugangs- 
schwelle kann zwischen ein und fünf 


Prozent liegen. In Deutschland gilt seit 

1978 die 5%-Klausel. Für eine Klage ge- 

gen die unterschiedlichen Regelungen 

wäre der Europäische Gerichtshof in Lu- 
xemburg zuständig, so das BVG. 

Quelle: FRvom 12.06.04, 

Aktenzeichen: 2BvE 1/04 I 


Bombenexplosion auf der 
Keupstraße 


Körn. Bei der Explosion einer Nagel- 
bombe in Köln-Mülheim sind am Mitt- 
woch, den 9. Juni, 17 Menschen verletzt 
worden, vier davon schwer. Die Nagel- 
bombe war auf einem Fahrrad deponiert. 
Das Rad lag völlig zerstört vor einem 
Geschäft in der Keupstraße. 

„Man kann zur Zeit gar nichts aus- 
schließen", hieß es vom Düsseldorfer 
Innenmnisterium. Man habe noch keine 
Erkenntnisse über den Hintergrund, und 
es sei auch noch kein Bekennerschrei- 
ben eingegangen. Ein fremdenfeind- 
licher Hintergrund — die Gegend wird in 
der Mehrzahl von türkischen MigrantIn- 
nen bewohnt, türkische Läden und Res- 
taurants bestimmen das Bild der Straße 
— kann bisher weder ausgeschlossen 
noch bestätigt werden. 

Den größten Schaden gab es in einem 
Friseursalon im Erdgeschoss des Gebäu- 
des sowie in einem daneben liegenden 
Geschäft. Auf der Straße lagen eine Viel- 
zahl von langen Nägeln. Durch die 
Wucht der Explosion waren auch zahllo- 
se Glassplitter von zerstörten Fenster- 
scheiben auf die Straße geschleudert 
worden. Augenzeugen sprachen von ei- 
nem „Wunder“, dass in der engen und 
belebten Straße des Stadtteils Mülheim 
mit seinen vielen türkischen Läden nicht 
noch mehr Menschen zu Schaden ge- 
kommen sind. Die Kölner PDS hat in ei- 
ner Pressemitteilung den zutiefst men- 
schenverachtenden Anschlag verurteilt. 
Sie schreibt: „Das Leben in der Keup- 
straße ist vielfältig und liebenswert, über 
Jahrzehnte ein Stück gewachsenes Köln. 
Wer auch immer die Täter waren, dieser 
Anschlag wird die vielen türkischen und 
kurdischen Kölnernerinnen und Kölner 
verunsichern, wird Nationalismus, Ras- 
sismus, Hass und Zwietracht schüren... 
Unsere Solidarität gehört allen Men- 
schen in der Keupstraße, gleich welcher 
Nationalität und Glaubensrichtung.“ 

Kölns Oberbürgermeister Schramma 
findet erst am Freitag den Weg zur Keup- 
straße. Sein Kommentar: „Hart bestraft 
werden sollten die Täter, denn: „Irgend- 
wo hört der Spaß auf.“ (zitiert nach Köl- 
ner Stadtanzeiger12./13.6.04) Wie weit 
geht denn Spaß, möchte man fragen? 

Die „Gute Heimreise“-Plakate der 
NPD blieben in Köln jedenfalls behördli- 
cherseits unbehelligt. Gegen 18 junge 
AntifaschistInnen, die dagegen vorgehen 
wollten, laufen Ermittlungsverfahren... 

u.b. 0 


ABSCHIEBERN 


ABSCHAFFEN! 
‘| NPD-ZENTRA- 


Berlin. Mehrere tausend Menschen versammelten sich am frühen Nachmittag des 
5. Juni am S-BHF Köpenick, um unter dem Motto „Endlich Weg Damit! NPD Zentra- 
le abreißen - Abschiebeknäste abschaffen!” gegen rassistischen deutschen Kon- 
sens zu protestieren. Die Demonstration war vorläufiger Höhepunkt der von di- 
versen Berliner Antifagruppen getragenen Kampagne gegen den Abschiebeknast 
und die NPD-Zentrale/ Schulungszentrum in Köpenick. Es war bundesweit dazu 


aufgerufen worden. 


Bild: indymedia 


Gaarden bleibt nazifrei! 


‘ Am 12. Juni bauten Anhänger 
der faschistischen NPD vor dem 

 Sky-Markt am Karlstal einen 
Propagandastand auf. Vor der Wut 
der Gaardener Bevölkerung schützte 
sie nur ein großes Polizeiaufgebot. 
Ihre Kundgebungsreden gingen in 
Pfeif- und Trillerpfeifenkonzerten so- 
wie antifaschistischen Parolenrufen 
unter, zum Materialverteilen sind sie in 
nennenswertem Umfang gar nicht ge- 
kommen. 


Etwa 16 Faschisten aus Kiel, Lübeck und 
Neumünster wollten ihren mit volksver- 
hetzenden Parolen geführten Europawahl- 
kampf auch in den Stadtteil tragen, in dem 
mehr als in allen anderen Teilen unserer 
Stadt Menschen aus den unterschiedlich- 
sten Mutterländern zusammenleben. Sie 
stellten dabei auch ihre berüchtigten Pla- 
kate mit dem Spruch „Gute Heimreise“ 
auf, der mit dem Bild von hinten aufge- 
nommener „ausländisch“ aussehender 
Menschen mit Säcken und Tragetaschen 
illustriert ist. Eine gezielte Provokation, 
ergänzt durch den vom Kundgebungsred- 
ner Jens Lütke geäußerten Wunsch, auch 
Gaarden möge wieder ein „deutscher 
Stadtteil“ werden. Die Provokation war 
gewollt, aber das Echo hatten sich die Na- 
zis wohl doch anders vorgestellt. Sie wa- 
ren schon kurze Zeit nach ihrem Auftau- 
chen von BewohnerInnen Gaardens und 
aus anderen Stadtteilen zur Unterstützung 
des antifaschistischen Protestes hinzuge- 
kommenen Menschen eingekreist. Kurz 
vor Abbruch der Nazi-Aktion flogen To- 
maten und Eier, die Polizei versuchte, ei- 
nige der des Werfens verdächtigten Perso- 
nen einzufangen. Dabei wurden Schlag- 
stöcke und Reizgas eingesetzt. Eine Fest- 
nahme hatte es schon vorher gegeben, als 


ein empörter Bürger versucht hatte, eines 
der beschriebenen Stellschilder zu zerstö- 
ren. Der Einsatzleiter der Polizei weigerte 
sich, Anzeigen wegen Volksverhetzung 
gegen die NPD entgegenzunehmen. 
Schließlich mussten die Nazis, die einige 
Zeit ratlos und zunehmend beschmutzt 
vor ihren bereits zusammengepackten 
Propagandautensilien herumgestanden 
hatten, mit Polizeiwagen aus der selbstge- 
wählten Gefahrenzone transportiert wer- 
den. Sie brachten ihren Kram in ihr neues 
Zentrum im Stadtfeldkamp 28. 

In Gaarden formierten sich derweil ei- 
nige Dutzend Menschen zu einer sponta- 
nen Demonstration durchs Zentrum des 
Stadtteils. Vorneweg wurde ein Transpa- 
rent des Runden Tisches gegen Rassismus 
und Faschismus getragen: „Für ein fried- 
liches Miteinander der Kulturen — Gegen 
Terror, Hass und Fremdenfeindlichkeit‘“. 
Die Stimmung war jetzt ausgesprochen 
gut. Dazu gab es guten Grund: Wir haben 
einen Erfolg des Zusammenhalts, der So- 
lidarität erlebt, der allen Mut gemacht hat. 
Dafür war die einhellige Ablehnung des 
NPD-Auftritts durch die Anwohner im 
Karlstal und in der Elisabethstraße ent- 
scheidend. „Gaarden bleibt nazifrei!“ — so 
lautete eine der Parolen, die während des 
Umzuges gerufen wurden. Natürlich 
wohnen auch in Gaarden Nazis. Aber sie 
mögen sich hüten, organisiert öffentlich in 
Erscheinung zu treten. 

Die Faschisten sind in den vergangenen 
Wochen an verschiedenen Orten in Kiel 
aufgetreten. Es ist an der Zeit, dass sich 
die antifaschistischen Kräfte wieder stär- 
ker zusammenschließen. 

Dazu sollte auch das nächste Treffen 
des Runden Tisches am 22. Juni (18.30 
Uhr im Legienhof) genutzt werden. 

DLE 


No Nazis 


BocHum. Der Pressesprecher des Polizei- 
präsidiums Bochum hat auf Anfrage mit- 
geteilt, dass der Polizeipräsident Bochum 
bei seiner Verbotsverfügung gegen die für 
den 26. Juni geplanten Nazi-Demo bleibt. 
Das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen 
war einer Klage der Nazis gefolgt und hat 
das Verbot aufgehoben. Der Polizeipräsi- 
dent wird vor dem Oberverwaltungsge- 
richt Münster eine Revision dieser Ent- 
scheidung anstreben. 

Ein breites Bündnis von antifaschisti- 
schen Kräften hat in der Zwischenzeit be- 
schlossen, dass es am 26. Juni keine 
Gegendemonstration geben soll. Die Bo- 
chumer BürgerInnen werden aufgefor- 
dert, am 26. Juni zur Nazi-Demo zu gehen 
und die Nazis einfach nach Hause zu schi- 
cken. 

Die Vereinigung der Verfolgten des Na- 
ziregimes (VVN-Bund der Antifaschis- 
ten) ist empört, dass die neonazistische 
NPD und ihnen nahestehende Kamerad- 
schaften seit Wochen offen Propaganda 
betreiben können. Unbehelligt können sie 
Infostände in der Bochumer Innenstadt 
durchführen, wo offen volksverhetzende 
Propaganda und unter dem Deckmantel 
der „Steuergeldverschwendung“ antise- 
mitische Hetze betrieben wird. Befremd- 
lich ist auch der Eifer, mit dem die Bochu- 
mer Polizei gegen Antifaschisten vorgeht, 
aber bei der Verfolgung von neonazisti- 
schen Straftätern erfolglos ist. So sind die 
Schändungen des jüdischen Friedhofes 
oder die perfide Beschädigung des PKWs 
des Bochumer Rabbiners durch ein Ha- 
kenkreuz bis heute nicht aufgeklärt. 

Die VVN- Bund der Antifaschisten be- 
fürchtet auch, dass das Bundesverfas- 
sungsgericht letztendlich die Demonstra- 
tion der Neonazis am 26. Juni in Bochum 
genehmigen wird, da die NPD ihren Auf- 
ruf durch verharmlosende Texte verändert 
hat: „Wir sind enttäuscht über die bisheri- 
gen Reaktionen der politischen Parteien, 
der Gewerkschaften, der Kirchen und der 
Stadt Bochum auf die neonazistischen 
Provokationen. Soll denen die Straße 
überlassen werden, die einen Synagogen- 
bau in Bochum verhindern wollen? Die 
offene und verdeckte neonazistische Pro- 
paganda gegen den Synagogenbau ist in 
dieser Form einmalig in der Bundesrepu- 
blik und hat für die NPD offenbar Modell- 
charakter. Wird bald wieder vor jüdischen 
Einrichtungen demonstriert? Auf diese 
Provokationen ist eine machtvolle Ant- 
wort aller demokratischen und antifa- 
schistischen Kräfte notwendig. Wir rufen 
daher auf, die Bochumer Innenstadt an 
den kommenden Samstagen und vor al- 
lem am 26. Juni nicht der NPD zu über- 
lassen, sondern den Protest der Bochumer 
Bürger deutlich zu machen und den Nazi- 
aufmarsch zu verhindern.“ 

www.bochum-alternativ.de I 
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Morosit€ (Griesgrämigkeit, Mie- 
sepetrigkeit) ist wohl der Schlüs- 
selbegriff, um den französischen 
Wahlkampf zu den Europaparlamentswah- 
len vom Sonntag, 13. Juni zu charakterisie- 
ren. Das Desinteresse des Publikums war 
manifest — was auch damit zu tun hatte, 
dass die bürgerlichen Regierungsparteien 
anscheinend alles daran setzen, dass es an- 
hält. Sie konnten sich kaum Erfolgschan- 
cen versprechen, nachdem sie bereits bei 
den Regionalparlamentswahlen im März 
dieses Jahres für ihre Abbruchpolitik in Sa- 
chen Sozial- und Rechtsstaat schwer abge- 
straft worden waren und die nächste regres- 
sive „Sozialreform“ in den letzten 14 Tagen 
stückweise angekündigt worden ist. Dieses 
Mal soll die gesetzliche Krankenversiche- 
rung „reformiert“ werden, dass es nur so 
raucht und trümmert. 

Deswegen setzte die konservativ-libera- 
le Rechte darauf, dass die Wahlenthaltung 
möglichst hoch ausfiele, damit ein für sie 
ungünstiges Wahlergebnis möglichst wenig 
repräsentativ aussehe. Es gingen denn auch 
nur rund 43 Prozent zur Wahl, und 57,26 
Prozent enthielten sich der Stimme. Im 
Gegensatz zu den Regionalparlamentswah- 
len gingen kaum hochrangige Regierungs- 
politiker und Minister an den Start, und 
Premierminister Jean-Pierre Raffarin hielt 
sich bewusst weitgehend aus der Vorwahl- 
debatte heraus. (Eine Zeitungskarikatur 
ließ ihn kürzlich sagen: „Jedes Mal, wenn 
ich rede, verlieren wir 50.000 Stimmen...) 
Und in den tagespolitischen Verlautbarun- 
gen der Regierenden ging es so gut wie gar 
nicht um den bevorstehenden Urnengang. 
Die konservative Regierungspartei UMP 
erhielt denn auch nur 16,64 Prozent. Und 
die christdemokratische UDF, die einen 
Minister stellt und sich darin gefällt, mal 
die Regierungs- und mal die halbe Opposi- 
tionspartei zu spielen, fuhr ihrerseits 11,95 
Prozent der Stimmen ein. 

Die Bürger interessieren sich nicht 
sonderlich für die Europäische Union, die 
ihnen eher als ein abstrakt-technokratisches 
Gebilde denn als etwas ihren Alltag Betref- 
fendes erscheint - auch wenn viele der so 
genannten Reformen in Frankreich mit der 
EU-Politik begründet werden. Und wenn 
auf der politischen Rechten aller Schattie- 
rungen vom Thema „Europa“ gesprochen 
wurde, dann vor allem, um Stimmung ge- 
gen einen zukünftigen EU-Beitritt der Tür- 
kei zu schüren. Die politische Debatte um 
die Zukunft der europäischen Wirtschaft 
und Politik schien sich fast völlig auf diese 
Frage zu reduzieren. In Wirklichkeit geht es 
vor allem darum, niedere Instinkte im 
Wahlkampf zu schüren. 

Für Aufsehen hatte der konservative Ex- 
Premierminister und derzeitige Vorsitzende 
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Europaparlamentswahlen in Frankreich 
Von rechts-liberal bis rechtsextrem: Kampagne 
zur Verteidigung des „christlichen Abendlands” 


der Präsidentenpartei UMP, Alain Juppe, 
am 7. April gesorgt. An jenem Tag bestritt 
er im Namen der Regierungspartei, dass die 
Türkei eine „europäische Berufung“ habe. 
Damit widersprach er nicht nur dem histo- 
rischen Vorbild seiner Partei, dem General 
Charles de Gaulle, der sich bereits 1963 für 
die historische Perspektive eines Beitritts 
der Türkei zur damaligen Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft aussprach — son- 
dern auch seinen eigenen Positionen als 
Außenminister, der Alain Juppe bis 1995 
war. Nicht zuletzt hat auch der amtierende 
Präsident Jacques Chirac noch im März 
prinzipiell zugunsten der Aufnahme von 
Beitrittsverhandlungen mit Ankara Position 
bezogen. Noch an einem zweiten Punkt be- 
zog Jupp wenig später Stellung gegen vor- 
herige eigene Äußerungen, aber auch ge- 
gen die erklärte Position des Staatsober- 
haupts: In einer plötzlichen Kehrtwende 
sprach Alain Juppe sich für eine Volksab- 
stimmung über die künftige EU-Verfassung 
aus. Unwahrscheinlich ist, dass es sich da- 
bei um eine demokratische Anwandlung 
handelt. Vielmehr ist davon auszugehen, 
dass die bürgerliche Regierungspartei fin- 
ster entschlossen ist, um Sympathie im na- 
tionalistischen Sumpf und bei Rechtsau- 
ßen-Wählern zu buhlen. 

Tatsächlich haben auch die Rechtskon- 
servativen und Rechtsextremen schon früh 
das Wahlkampfthema „Hilfe, die Türken 
wollen in die EU“ für sich entdeckt. Jean- 
Marie Le Pen erwähnte das Thema auch in 
seiner Rede zum alljährlichen Aufmarsch 
seiner Partei, des Front National, am 1. Mai 
dieses Jahres. Und ein bedeutender Teil der 
Wahlkampfmaterialien des FN behandelte 
ebenfalls dieses Thema. So lautete der Titel 
des letzten FN-Flugblatts, das in den Tagen 
vor der Wahl verteilt wurde: „Am 13. Juni, 
sagt/sagen Sie NEIN zum Eintritt der Tür- 
kei in die EU“. 

10 Prozent für die extreme Rechte 


Dennoch konnte Le Pen dieses Mal nicht 
der alleinige Hauptnutznießer dieser Kam- 
pagne sein: Allzu sehr waren seine Partei- 
gänger und -kader seit mehreren Wochen 
damit beschäftigt, sich vor laufenden Ka- 
meras bis auf’s Messer zu bekämpfen. (Sie- 
he vorige Ausgabe der AN) Landesweit er- 
hielt der Front National 9,81 Prozent der 
Stimmen. Zu ihnen sind noch mikroskopi- 
sche 0,31 Prozent für den MNR (Wahl- 
kampf-Slogan: „Europa Ja, Türkei Nein“) 
von Bruno Megret, sein ehemaliges Spalt- 
produkt, hinzuzählen. Das ist kein glänzen- 
des Ergebnis, verglichen mit den Ergebnis- 
sen der jüngsten Regionalparlamentswah- 
len. Doch da der FN in die vorangegange- 
nen Europaparlamentswahlen im Juni 1999 
kurz nach seiner Parteispaltung zog, hatte 


er damals das schlechteste Ergebnis seiner 
gesamten Geschichte erhalten. 1999 
stimmten nur 5,69 Prozent bei den Europa- 
parlamentswahlen für den FN, weitere 3,28 
für das Spaltprodukt unter M&gret (was den 


-tiefsten Stand der rechtsextremen Wähler- 


schaft in den letzten anderthalb Jahrzehnten 
markierte). Gegenüber damals konnte der 
FN noch fast jedes zu erwartende Wahler- 
gebnis als Steigerung und als (mäßigen) Er- 
folg verkaufen; besser als 1999 würde sein 
Resultat sowieso ausfallen. Insofern hat er 
den Schaden begrenzen können. 

Im Europaparlament wird die Le Pen- 
Partei, die dort jetzt 7 Sitze innehat (gegen- 
über 5 seit 1999) daran arbeiten, eine ge- 
meinsame Fraktion mit anderen europäi- 
schen Rechtsextremen zu bilden. Vor allem 
mit dem belgischen Vlaams Blok, der uni- 
onsweit zu den großen Gewinnern dieser 
EU-Wahlen gehört, aber besonders auch 
mit osteuropäischen Gesinnungsgenossen, 
sofern möglich. Da auch die griechische 
rechtsextreme Laos-Partei die Fünf-Pro- 
zent-Hürde überwinden konnte und ein 
Mandat im EP erhielt, findet sich hier ein 
weiterer Ansprechpartner. 


Rechte Alternative zwischen Konser- 
vativen und Rechtsextremisten 


Punkte mit dem Thema „Die Türken kom- 
men‘ konnten aber daneben auch die „Sou- 
veränisten“ (les souverainistes) sammeln: 
Das sind nationalkonservative ehemalige 
EU-Gegner, die an der kleinbürgerlichen 
und mittelständischen Basis des bürger- 
lichen Regierungslagers noch über be- 
trächtliche Sympathien verfügen. Bei den 
letzten Europawahlen 1999 waren sie zur 
stärksten Kraft auf der Rechten avanciert 
und hatten mit 13 Prozent die „offiziellen“ 
Konservativen (bei 12,8 Prozent) überholt. 
Danach allerdings war es relativ still um sie 
geworden, zumal ihre beiden Anführer sich 
heftig zerstritten hatten: der rechtskatholi- 
sche Graf Philippe de Villiers, sowie der 
Altgaullist und frühere Innenminister Char- 
les Pasqua. 

Dieses Mal stand von vornherein fest, 
dass Philippe de Villiers den größeren Teil 
dieses Stimmenpotenzials einsammeln 
würde, denn Pasqua steht politisch kurz vor 
dem Ende. Er ist in mehrere Strafverfahren 
verstrickt, bei denen es u.a. um seine wich- 
tige Rolle bei illegalen Waffenlieferungen 
in afrikanische Bürgerkriege geht; ihm 
wird (unter anderem von seinem ehemali- 
gen Compagonen Philippe de Villiers...) öf- 
fentlich nachgesagt, er kandidiere vor al- 
lem deswegen, um sich eine parlamentari- 
sche Immunität zu sichern. Zusammen 
wurden den „Souveränisten‘ derzeit 8 bis 9 
Prozent der Stimmen vorausgesagt, davon 
der Löwenanteil für de Villiers. Die Wah- 


lergebnisse sind konform zu den Vorhersa- 
gen: Die „Souveränisten“ erhielten insge- 
samt 8,3 Prozent der Stimmen. Davon ent- 
fielen 6,6 Prozent auf den „Mouvement 
pour la France“ (Bewegung für Frankreich) 
des rechtskatholischen Grafen de Villiers, 
und 1,6 Prozent wurden für den möglicher- 
weise alsbaldigen Polit-Rentner Charles 
Pasqua. Für Pasqua wäre es jetzt wohl Zeit, 
aufs Altenteil zu gehen, mit 77 Jahren... 

Im künftigen Europaparlament stellt die 
de Villiers-Liste künftig 3 Sitze; im bisheri- 
gen EP hatten die französischen „Souverä- 
nisten“ allerdings 13 Mandate inne. Dort 
saß Charles Pasqua bisher mit den italieni- 
schen Postfaschisten der Alleanza Naziona- 
le unter Gianfranco Fini und der irischen 
Regierungspartei Fianna Fail in einer Frak- 
tion, der Pasqua vorsaß. Die Villiers-An- 
hänger dürften sich künftig vor allem mit 
der britischen UKIP (Unabhängigkeitspar- 
tei des United Kingdom) zusammentun; die 
britischen Rechtspopulisten zählen zu den 
größten Gewinnern dieser EP-Wahl. 

De Villiers kommt aus einer weit rechts 
stehenden Tradition, jener der ultrakatholi- 
schen Gegner der bürgerlichen Revolution 
von 1789; die damalige Konterrevolution 
hatte ihre Hochburg in der westfranzösi- 
schen Vendee, jener Gegend, deren Be- 
zirkspräsident der Graf de Villiers heute ist. 
Diese historische politische Strömung 
unterstützte auch das Vichy-Regime; das 
Wappen der Ultrakatholiken, das unter der 
Vichy-Herrschaft offiziell verwendet wor- 
den war, wurde durch de Villiers in den 
Neunziger Jahren als Kennzeichen des 
Vendee-Bezirks übernommen. In „seinem“ 
Departement, der Vendee, erhielt Philippe 
de Villiers (der selbst die Liste seiner Partei 
im EP-Wahlkreis Westfrankreich anführte, 
zu dem auch dieser Bezirk zählt) stolze 38 
Prozent der Stimmen. 

Jedoch ist Philippe de Villiers im Gegen- 
satz zu Jean-Marie Le Pen kein ausgewie- 
sener Antisemit und Weltverschwörungs- 
Theoretiker; er ist „einfach“ ein katholi- 
scher, nationaler Reaktionär, der aber nie 
mit dem bürgerlichen Lager ernsthaft ge- 
brochen hat. Nach eigenen Behauptungen 
de Villiers’ im Wahlkampf hat er auch die 
indirekte Unterstützung des Chefs der Re- 
gierungspartei UMP, Alain Juppe, und von 
Premierminister Jean-Pierre Raffarin für 
seine Eigenkandidatur. Letztere hätten zu 
ihm gesagt, dass die politische Rechte plu- 
ral sein müsse, um erfolgreich zu sein, und 
dafür einen pro-europäischen Flügel (mit 
der christdemokratischen UDF), eine 
Mittelkraft (mit der konservativen Regie- 
rungspartei UMP) sowie einen EU-skepti- 
schen, nationalkonservativen Flügel (mit 
den sog. „Souveränisten‘“) benötige. Bei 
den Regionalparlamentswahlen im März 
2004 waren die Villiers-Anhänger mit der 
Regierungspartei UMP verbündet gewe- 
sen. Dennoch konnte Philippe de Villiers 
wohl auch die Stimmen mancher rechtsex- 
tremer Wähler an sich ziehen - aufgrund 
seiner Positionen zur Homo-Ehe. 
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Wahlkampf gegen Türken in der EU 
und gegen die Homo-Ehe 


Charles Pasqua wendet sich in einem Inter- 
view mit der rechten, nationalliberalen Mo- 
natszeitung „La Une“ (Juni 2004) gegen ei- 
nen türkischen EU-Beitritt, da die Union 
„auf das griechisch-römische und das jü- 
disch-christliche europäische Erbe‘ auf- 
bauen solle. Leider vergisst er dabei zu er- 
wähnen, dass die heutige Türkei eine wich- 
tige Rolle in der griechischen und römi- 
schen, antiken Welt spielte und später (un- 
ter dem Namen Byzanz) sogar zur führen- 
den Metropole dieses Raums wurde - wäh- 
rend London, Berlin und Warschau in der 
damaligen Welt unbekannt waren. In ei- 
nem, schwach besuchten, Wahlkampfmee- 
ting am Abend des 7. Juni in Paris erklärte 
Pasqua seine Ablehnung aggressiver: „Die 
Türkei hat nichts in Europa verloren!“ Fer- 
ner erklärt Pasqua in „La Une“, jetzt gelte 
es die Union gegen das Ansinnen auf einen 
türkischen Beitritt zu verteidigen; nunmehr 
sei sie verteidigenswert, da in der EU nach 
der Osterweiterung die Nationalstaaten 
eine größere Rolle spielen würden und die 
Pläne, aus ihr einen Bundesstaat zu ma- 
chen, im Europa der 25 irrealistisch gewor- 
den seien. 

Philippe De Villiers seinerseits machte 
vor allem Wahlkampf gegen die Türkei in 
der EU, für die Bewahrung der „christ- 
lichen Fundamente Europas“, aber auch für 
eine „Beschleunigung der Reformen“ in 
Frankreich und dafür, dass die „gewerk- 
schaftliche Diktatur‘ im angeblich „sozia- 
listischen“ Frankreich gebrochen werde. 
Ein weiteres Thema lieferte ihm die erste 
Homosexuellen-Ehe, die (im Prinzip entge- 
gen geltendem Gesetz) am Samstag, 5. Juni 
von dem medienbewussten grünen Politi- 
ker No&l Mamere, ein ehemaliger Fernseh- 
sprecher und Bürgermeister eines Vororts 
von Bordeaux, zelebriert wurde. Mam£re 
vermählte in „seinem“ Rathaus von Bögles 
das erste männlich-männliche Ehepaar, 
Stephane und Bertrand, wofür ihm die Re- 
gierung Rechtsfolgen angedroht hat. Zu ei- 
ner Gegendemonstration von Ultrakatholi- 
ken und Moralhütern reiste de Villiers per- 
sönlich an. Deswegen wurde de Villiers 
auch von Rechtsextremen applaudiert, die 
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wegen der innerparteilichen Streitigkeiten 
und der Marginalisierung alter Kader durch 
Le Pen aufgebracht sind. Noch weiter ge- 
gen Le Pen aufgebracht hat sie dessen Posi- 
tionierung zur Homosexuellen-Ehe: Le Pen 
hatte bei einer Veranstaltung in Lyon am 2. 
Juni eher beiläufig bemerkt, man solle „‚kei- 
ne Staatsaffäre“ aus der Angelegenheit ma- 
chen, und wenn die beiden Schwulen von 
Bordeaux heiraten wollten, dann sollten sie 
das eben tun; immerhin beweise dies, dass 
die Institution der Ehe neues Prestige ge- 
winne. 

Das war mehr oder minder ironisch ge- 
meint, denn Le Pen fügte hinzu, wenn „we- 
nigstens die Homosexuellen Kinder ma- 
chen würden, dann wäre endlich dem fran- 
zösischen Geburtenschwund beizukom- 
men“, 

Nach heftigen Protesten des Chefideolo- 
gen des katholisch-fundamentalistischen 
Parteiflügels, Bernard Antony, hat Jean- 
Marie Le Pen seine Äußerungen, die in „Le 
Monde‘ vom 4. Juni wiedergegeben waren, 
allerdings 24 Stunden später auf der ganzen 
Linie dementiert. Aus Sicht der Moralhüter 
war aber das Kind bereits in den Brunnen 
gefallen. Nunmehr entdeckte auch der 
ultrakatholische Teil der neofaschistischen 
Partei seine Sympathien für de Villiers. In 
der rechtsextremen Tageszeitung „Pre- 
sent“, die von diesem Parteiflügel heraus- 
gegeben wird (und zu deren Boykott jüngst 
Le Pen, im Zuge des innerparteilichen 
Streits, aufgefordert hatte), durfte am 5. 
Juni Philippe de Villiers schreiben. Er em- 
pörte sich darin u.a. über Le Pens non-cha- 
lante Äußerungen zur Homo-Ehe. Und am 
9. Juni druckte das Blatt dann auch ein 
Interview mit Philippe de Villiers ab. Am 
selben Tag machte auch die rechtsextremen 
Wochenzeitung „Minute“ ihre Titelseite 
mit der Überschrift „Le Pen de Villiers, das 
Duell‘ auf; im Blattinneren finden sich auf 
zwei nebeneinander liegenden Seiten Inter- 
views mit beiden Politikern, die jeweils be- 
gründen, warum die Stimmabgabe für die 
je eigene Liste „effektiver“ sei. Insofern 
dürfte es einen, zahlenmäßig begrenzten, 
Stimmentransfer von den Neofaschisten zu 
den Nationalkonservativen gegeben haben. 

Bernhard Schmid, Paris 
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Zum dritten Mal fand die Pro- 
testaktion gegen das jährliche 
- Treffen der Gebirgsjägertrup- 
pen auf dem Hohen Brendten in Mit- 
tenwald statt. Es waren Gäste aus 
Griechenland, Italien und Frankreich 
dabei - Überlebende der Massaker, 
die von den schon damals als Eliteein- 
heiten geltenden Wehrmachtstruppen 
verübt wurden. „Kommeno, Distomo, 
das war Mord - Entschädigung der 
Opfer jetzt sofort!” war deshalb auch 
die am häufigsten skandierte Parole 
im Demonstrationszug. 


Mit etwa 400 TeilnehmerInnen war die 
Demonstration am Samstag, 29. Mai in 
Mittenwald, die sich kreuz und quer 
durch den kleinen Ort bewegte, auf jeden 
Fall beeindruckend und hinterließ auch 
ihre Spuren. Nicht alle BürgerInnen am 
Rand zeigten sich empört und wollten am 
liebsten noch KZ-Überlebende vergasen 
lassen. Denn „die hätte man ja damals 
vergessen“. Viele lasen auch die verteilte 
Demo-Zeitung „Mittenwalder Landbote“. 

Der Hauptredner der Auftaktkundge- 
bung war Uli Sander, Sprecher der 
VVN/NRW. Er wies darauf hin, dass 
schon in den 1960-er Jahren die Parole 
ausgegeben wurde, „die Gebirgsjäger 
kämpften für ein vereintes Europa“ — Pa- 
rolen, die man auch jetzt im Verfassungs- 
entwurf der EU wieder findet. Das poli- 
tisch vereinte Europa soll Parlamentsbe- 
schlüsse für Militäreinsätze überflüssig 
machen. Wenn in den US-Medien über 
die Foltermethoden im Irak gesagt wird, 
„solche Dinge passieren eben in einem 
Krieg“, so sage die BRD-Regierung das 
gleiche über die Nazi-Verbrechen. 

Auch fänden bei der Ausbildung der 
Gebirgstruppe in der Infantrieschule in 
Hamelburg Methoden Anwendung, bei 
denen Vergewaltigungen nachgestellt und 
diese dann „psychologisch aufgearbeitet“ 
würden. Auch würden Offiziersstudenten 
in der Publikation „Information der Trup- 
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Protest gegen Gebirgsjägertreffen in Mittenwald 2004 


Sommer, Sonne, Edelweiß, 
Kriegsverbrechen 


und 


pe“ mit Parolen wie „Abwehr kultureller 
Überfremdung“ geimpft... Wenn Neona- 
zis sagen „unsere Opas waren in Ord- 
nung“ so wird dies von Ex-General Thilo 
unterstützt. Nur wegen der Selbstamnes- 
tierung der NS-Generäle, die ihnen von 
den herrschenden Kreisen der Nach- 
kriegszeit zugestanden wurde, entkam 
Thilo dem Nürnberger Gerichtshof. 
Wehrmachtsoberst Karl-Wilhelm Thilo 
unterzeichnete als Chef des Stabes der 1. 
Gebirgsdivision Massenmordbefehle ge- 
gen Jugoslawen und Griechen. Thilo 
gründete übrigens in den 60er Jahren den 
Wehrpolitischen Arbeitskreis der CSU in 
Augsburg und hielt jahrelang am Volks- 
trauertag die Festrede. Sander wies dar- 
auf hin, dass das Simon-Wiesenthal-Cen- 
ter nun die Aktion gestartet habe „die 
Mörder sind unter uns“. 

Statt das VVN-Büro in Wuppertal zu 
durchsuchen und ihn selbst wegen „Be- 
leidigung der Mitglieder der Gebirgstrup- 
pe“ anzuklagen, solle die Staatsanwalt- 
schaft lieber die Archive des Kameraden- 
kreises Gebirgstruppe beschlagnahmen. 
Dort würden sie dann genügend Belege 
finden, die beweisen, dass die von der 
Edelweiß-Truppe verübten Verbrechen 
wirklich stattgefunden haben. Stattdessen 
würde Sander als verfassungsfeindlicher 
Extremist bezeichnet und im „Verfas- 
sungsschutzbericht“ Schilys genannt — 
eine „Auszeichnung“, die Sander selbst 
als Kompliment betrachte. Nachdem nun 
auch höchste Gerichte in Italien Urteile 
gefällt hätten, wonach die BRD Entschä- 
digungszahlungen leisten muss, wäre es 
endlich an der Zeit, die Opfer zu entschä- 
digen. 

Eine Diskussion über die 
geplante EU-Verfassung 
könnte auch eine Ausein- 

» andersetzung über den Rüs- 

> tungshaushalt sein. Der Ab- 
bau des Sozialstaats durch die 

Agenda 2010 bedeute auch 

eine erhöhte Kriegsgefahr für 

die Völker. 

Soweit der Kollege Sander. 
Auf der Zwischenkundge- 

# bung erhielt Tobias Pflüger 
das Wort. Auch er rief dazu 

- auf, die unsägliche Tradition 
zwischen Bundeswehr und 
Wehrmacht zu beenden. Von 
der Gründung der Bundes- 
wehr bis heute gäbe es Tradi- 
tionslinien, die auf die Wehr- 
macht zurückgehen. Inner- 
halb der europäischen Union 
werden militärische Spezial- 


olizeieinsatz 


kräfte aufgebaut. Die Elite-Kampftruppe 
der Bundeswehr „Kommando Spezial- 
kräfte“ in Calw ist daran beteiligt. Dieses 
"Kommando „kämpft“ übrigens in Afgha- 
nistan. Angeblich seien dort „keine Ge- 
fangenen gemacht worden“. Diese wur- 
den aber aller Wahrscheinlichkeit nach an 


dene 


das US-Militär abgegeben. So sei die 
Bundeswehr nun „Zulieferer“ für das US- 
Militär in Afghanistan, wo die Folter frei- 
gegeben ist. 
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„Der deutsche Wiltarisnis unten" 
werden ausetöit. 


‚der Ant 
z kommende! 
Das Potsdamer Abkont 


von 1945 muß praki®” 


Der Anführer des „Kommandos Spezi- 
alkräfte“ ist übrigens General Günzel, der 
Hohmann für seine antisemitischen Äu- 
Berungen gelobt hat. 

Es bestünde kein Unterschied, ob die 
US-Truppen oder EU-Truppen Krieg 
führten. In Mittenwald seien 2000 Solda- 
ten stationiert, die als „Elitetruppen der 
Bundeswehr schon bei allen Auslandsein- 
sätzen dabei waren. Deshalb sei eine der 
wichtigsten Forderungen „sofortige Auf- 
lösung der Elitetruppen“. 

Schröder wolle einen Sitz im Sicher- 
heitsrat der UNO für die BRD. Die Wahl- 
kampfplakate der großen Parteien, die 
Deutschland als „neue Friedensmacht“ in 
Europa darstellen, seien eindeutig. Wir 
aber wollten „keine Weltmacht Deutsch- 
land“ und keine Soldaten, die in Mitten- 
wald für eine Kriegsmacht Deutschland 
üben. 

Ansonsten zeigten sich die Polizei- 
Truppen verglichen mit dem letzten Jahr 
moderater. Allerdings ging es natürlich 
nicht ohne die übliche Schikane im Vor- 
feld: Straßenkontrollen, Autos mit auto- 


nomen Linken herauswinken, Durchsu- 
chen, Transparente photographieren, vor- 
läufige Festnahmen (drei — soweit dies 
über Lautsprecher bekannt gegeben wur- 
de). Gefilmt wurde seitens des Staats wie 
Weltmeister — teilweise durch zivile Poli- 
zei, die als Kamerateam auftrat. Die 
Hoffnung, dass das Filmmaterial als Bei- 
spiel staatsbürgerlicher Widerstands- 
pflicht in Schulen verwendet wird, wird 
sich vermutlich nicht erfüllen. 

Allerdings gab es eine Beteiligung von 
SchülerInnen aus der „Gegend“ an der 
Protestaktion. Eine Arbeitsgruppe des 
Werdenfelser Gymnasiums in Garmisch 
fertigte im Werkunterricht eine Gedenk- 


tafel für die Opfer der Gebirgsjägertrup- 
pen im 2. Weltkrieg an. Diese sollte als 
Ersatz für das im letzten Jahr am Rathaus 
befestigte Provisorium dienen. Ein Provi- 
sorium für eine endgültige Gedenktafel, 
die hoffentlich bald in Mittenwald das 
bisherige „Gebirgsjägerdenkmal“ erset- 
zen wird. Für die antifaschistische Ge- 
denktafel werden noch Entwürfe gesam- 
melt (auch am Ort!). 

Lange hing die Tafel der SchülerInnen 
des Gymnasiums leider nicht an der Ka- 
tholischen Kirche im Ort. Schon wenige 
Minuten, nachdem der Demonstrastions- 
zug weiter gezogen war, wurde sie von 
„einheimischen“ Jugendlichen abge- 
macht und kaputtgeschlagen. Trotzdem 
zeigt sich allmählich auch ein Erfolg der 
Protestaktion. Auch der katholische Pfar- 
rer wollte in diesem Jahr nicht mehr am 
Feldgottesdienst der „Traditionspfleger“ 
teilnehmen. 

Nach der Demonstration fand eine 
„Dauerkundgebung“ in Mittenwald statt, 
bei der auch TouristInnen die Möglich- 
keit haben sollten, über ein offenes 
Mikrophon eine Debatte über die Kriegs- 
verbrechen der Wehrmacht zu führen und 
Kollagen zum bayerischen Ministerpräsi- 
denten Stoiber zu bewundern. Lieder der 
Partisanen und Hits der Alliierten sollten 
für Stimmung sorgen. 

Gleichzeitig gab es eine Veranstaltung 
mit Beiträgen von Überlebenden zu den 
NS-Kriegsverbrechen der Gebirgsjäger in 
Frankreich, Italien und Griechenland. 

Mehr unter: Forum solidarisches und 
friedliches Augsburg 

Email: info@forumaugsburg.de 

Web: www.forumaugsburg.de 

Die Rede von Ulrich Sander ist voll- 
ständig nachzulesen auf der Website: 
www.nrw.vvn-bda.de I 


Brief der VVN an die Bundesregierung 
und Verteidigungsminister Struck 


Sehr geehrte Damen und Herren 
Minister! 

Alljährlich zu Pfingsten findet in Mitten- 
wald auf dem Hohen Brendten das größ- 
te deutsche Soldatentreffen aller Genera- 
tionen, das Traditionstreffen der Ge- 
birgsjäger-Kameradschaft statt. Wehr- 
machtsveteranen, darunter mutmaßlich 
Mörder an Zivilisten vieler Länder Euro- 
pas, sowie Aktive der Bundeswehr ver- 
sammelten sich dort auch in diesem Jahr 
wieder. Und wieder gab es auch die Tra- 
dition des demokratischen Protestes da- 
gegen. Der Arbeitskreis Angreifbare Tra- 
ditionspflege und die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes/BdA stellten 
nun schon zum dritten Mal 
der militaristischen, das NS- 
Regime würdigenden „Tra- 
ditionspflege“ öffentliche 
Informationen über die un- 
gesühnten Verbrechen der 
Truppe in ganz Europa ent- 
gegen — denn kein einziger 
Täter aus der Gebirgstruppe 
der Nazis wurde bisher zur 
Rechenschaft gezogen, und 
die überlebenden Opfer war- 
ten noch immer auf Entschä- 
digung. Die dem Traditions- 
erlass des Bundesverteidi- 
gungsministers zuwiderlau- 
fende Traditionspflege der 
Veteranen und Reservisten wird zugleich 
beibehalten. 

Mit Zustimmung haben wir daher die 
Absetzbewegungen des Bundesverteidi- 
gungsministeriums von dem diesjährigen 
Brendtentreffen verfolgt, die sich in der 
Weigerung äußerten, diesmal einen der 
hohen Generäle zu entsenden, der den 
Kranz zu Ehren auch der Kriegsverbre- 
cher niederlegt, und das Gebirgsjäger- 
musikkorps aus Garmisch-Partenkirchen 
aufspielen zu lassen. 

Doch dann kam es zu einer demon- 
strativen Zustimmung aus Berlin zu dem 
Treffen, die Bisheriges noch in den 
Schatten stellte. Da war am Pfingstsonn- 
tag dann plötzlich die Militärmusik da, 
und der Chef aller Gebirgsjäger, der Ge- 
neralmajor und Kommandeur der 10. 
Panzerdivision Manfred Engelhardt legte 
den Kranz des Bundesministers der Ver- 
teidigung nieder. Im Verfassungsschutz- 
bericht des Ministers Schily wurden die 
Protestierer gegen das Treffen als Links- 
extremisten bezeichnet und es war in 
dem Bericht vom „traditionellen jähr- 
lichen Treffen der Gebirgstruppe der 
Bundeswehr in Mittenwald (Bayern)“ 
die Rede. Der zutreffende Satz: „Die 
Bundeswehr erweist sich auch fast 50 
Jahre nach ihrer Gründung als Verein zur 
Strafvereitelung zu Gunsten von Mör- 


dern“, wurde unter Verfassungsfeindlich- 
keit einrangiert. Dies obwohl der Kame- 
radenkreispräsident sich dazu bekannte, 
dass die Teilnehmer an Massakern Mit- 
glied des Kameradenkreises blieben und 
verstorbene Täter mit ins ehrende Toten- 
gedenken einbezogen sind. Dabei hatte 
die Bundeswehr in letzter Zeit mehrfach 
darauf hingewiesen, nicht sie, sondern 
der Kameradenkreis sei der Veranstalter 
des Brendten-Treffens. Jetzt also ein 
Treffen der Bundeswehr und damit des 
Ministers? 

Offenbar abgestimmt mit Berlin wa- 
ren die Reden des Generals a.D. Ernst 
Coqui und des evangelischen Militär- 


geistlichen Wolfgang Scheel, die erst- 
mals deutsche Kriegsverbrechen ein- 
räumten, was offenbar Vorbedingung für 
ministerielles Mittun war. Das Gar- 
misch-Partenkirchner Tagblatt vom 
1.6.04 vermerkte, dass der Präsident des 
Kameradenkreises auch auf Verbrechen 
von Gebirgssoldaten im Zweiten Welt- 
krieg einging. Zugleich sprach er von 
„großen Leistungen der Gebirgstruppe 
im Krieg“, die bisweilen „schändlich 
missbraucht worden“ sei. Coqui stellte 
nicht nur Opfer und Täter auf eine Stufe, 
sondern er machte den antifaschistischen 
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Widerstandskampf der Völker für die 
Massenmorde der NS-Wehrmacht an der 
Zivilbevölkerung verantwortlich: „Es 
darf keine Tabus in der Aufarbeitung der 
eigenen Geschichte geben. Dies trifft im 
Besonderen auf den Partisanenkampf zu, 
der zu allen Zeiten grausam und unritter- 
lich ist und mehr Opfer in der Zivilbe- 
völkerung fordert als jeder reguläre 
Kampf.“ 

Wir verurteilen die Gleichsetzung der 
Verbrechen der Wehrmacht mit dem 
Widerstand der Antifaschisten. Dieser 
Widerstand wurde dann auch noch ver- 
antwortlich gemacht für das Leid der Zi- 
vilbevölkerung. Doch es war die deut- 
sche Gebirgstruppe, die Tausende Zivi- 


listen ermordete und die Judendeporta- 
tionen aus dem Balkan vornahm. 

Wir verurteilen zugleich die Ge- 
schichtsklitterung durch den evangeli- 
schen Militärpfarrer, der behauptete: 
Deutschland sei in den Krieg hineinge- 
zogen worden und die Grundlagen der 
freiheitlich-demokratischen Entwick- 
lung nach 1945 seien von den Angehöri- 


BI Der Arbeitskreis Justiz 
und die Abendakademie zeigen ab 
dem 9. November 2004 bis einschließlich 
27. Januar 2005 im Stadthaus eine Aus- 
stellung zu einem brisanten Thema: es 
geht um die „Arisierung“ von Gebrauchs- 
gegenständen — ein Raubzug gegen die 
jüdische Bevölkerung, dessen stumme 
Zeugen noch heute in vielen Wohnungen 
zu finden sind. Die Ausstellung zeigt in 
aller Deutlichkeit den Aspekt der Beteili- 
gung und des Mitwissens großer Teile der 
deutschen Bevölkerung. Für jeden ge- 
raubten Gegenstand gab es einen Stem- 
pel, eine Unterschrift des zuständigen Be- 
amten und einen neuen Nutznießer. Die 
Ausstellung dokumentiert exemplarisch 
aus Unterlagen der Oberfinanzdirektion 
Köln nicht allein die Rolle deutscher Fi- 
nanzbehörden in der NS-Diktatur, son- 
dern auch weiter bei der sog. Wiedergut- 
machung. 

Vor ihrer Deportation in die Vernich- 
tungslager, die 1940 begann, mussten alle 
Juden eine schriftliche Vermögenserklä- 
rung abgeben. Daraufhin zog der Staat ih- 
ren Besitz ein und versteigerte ihn öffent- 
lich auf Auktionen, die in der Lokalpresse 
angekündigt wurden. Unter den Hammer 
kamen dabei nicht nur Wertsachen und 
Immobilien, sondern auch alltägliche Ge- 
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gen der Hitler-Wehrmacht gelegt wor- 
den, die nie etwas Schlechtes über den 
demokratischen Staat gesagt und die 
heutige Bundeswehr erzogen hätten. Alle 
Bundeswehrskandale um die „Innere 
Führung“, ausgelöst durch die Legionen 
von Hitleroffizieren in Bundeswehruni- 
form, wurden so hinweggeleugnet. Ver- 
leumdet wurden die Friedensdemon- 
stranten, die sich zu Recht gegen die Tra- 
ditionspflege der Gebirgstruppe wenden. 


Wie überhaupt die ganze Zeremonie be- 


gleitet wurde von einem tausendfachen 
Polizeiaufgebot und von Sprechererklä- 
rungen der Polizei und mancher Offizie- 
re a.D. über die „gewalttätigen“ antifa- 
schistischen Demonstranten, die von 
nichtbayerischen ARD-Sendern 
für viel Geld nach Mittenwald 
gebracht worden seien, um das 
„Gedenken für die Gefallenen 
und Vermissten“ zu stören. Die- 
se Stimmungsmache führte zu 
ungerechtfertigten Festnahmen, 
zu Übergriffen überforderter 
Polizeibeamter und zu Hass- 
attacken aus der Bevölkerung, 
bis hin zur Äußerung gegenü- 
ber einem jüdischen Demon- 
stranten und Theresienstadt- 
Überlebenden, Hitler habe ver- 
gessen, ihn zu vergasen. 

Wir verurteilen die „geistige Aufrüs- 
tung“, mit der gegen das Grundgesetz 
mit seinem Friedensgebot und Verbot der 
Vorbereitung und Führung von Angriffs- 
kriegen verstoßen wird. Das Treffen auf 
dem Hohen Brendten galt der Verharm- 
losung vergangener und Vorbereitung 
neuer Kriege. 


Ausstellung 


„Betrifft: ‚Aktion 3°” 


brauchsgegenstände wie Küchenstühle, 
Spielsachen, Geschirr und Kleider. Zu 
den neuen Besitzern zählten neben staat- 
lichen Behörden und Parteigliederungen 
der. NSDAP vor allem Privatleute. Die 
Nachbarn wussten in der Regel, dass die 
Wäsche aus dem Schrank der deportierten 
jüdische Familie stammte, spätestens 
beim Blick auf die ausgestellte Quittung. 
Sie wussten auch, dass diese Familie 
nicht zurückkehren würde, um Rechen- 
schaft zu verlangen. 

„Aktion 3° war der Deckname für die 
Deportation, „Aktion M“ für die Überfüh- 
rung des Beuteguts. Das Geheimnis war 
kein Geheimnis, sondern Legalität, alles 
geschah „ordnungsgemäß“. 

Nach 1945 herrschte Schweigen Der 
Unrechtsstaat war besiegt, die NSDAP 
und ihre Organisationen zerschlagen, 
doch die (Finanz-)Beamten arbeiteten 
durchweg weiter. Teilweise regelten die- 
selben Finanzbeamten die Wiedergutma- 
chungsansprüche der überlebenden Ju- 
den, die vorher deren Hab und Gut ver- 
scherbelt hatten. Die wenigen zurückge- 
kehrten Opfer mussten in oft jahrelangen 


Wir erwarten von der Bundesregie- 
rung: Machen Sie Schluss mit der antide- 
mokratischen militaristischen Tradi- 
tionsarbeit des Militärs. Leisten Sie end- 
lich Beiträge zur Entschädigung der Op- 
fer der Wehrmachtsverbrecher und zur 
Bestrafung der Täter. Unterstützen Sie 
die Aktion des Simon Wiesenthal Zen- 
trums „Operation letzte Chance“, um die 
verbliebenen Kriegsverbrecher aufzu- 
spüren. Lassen Sie nicht länger zu, dass 
Vertreter der Bundesregierung in Prozes- 
sen um die Entschädigung der italieni- 
schen und griechischen Opfer deutscher 
Massaker und deutscher Zwangsarbeit 
behaupten, diese Untaten seien nun ein- 
mal Teil des damaligen Kriegsgesche- 
hens gewesen und die Überlebenden 
seien nicht berechtigt, Entschädigung zu 
erlangen. 

Wir haben Ihnen diesen Brief ge- 
schrieben, weil das, was sich zu Pfing- 
sten in Mittenwald ereignete, Ausdruck 
eines komplexen ressortübergreifenden 
Herangehens Ihrer Ministerkollegen aus 
dem Bereich Verteidigung, Äußeres, Jus- 
tiz und Inneres ist. Dabei übersehen wir 
nicht die Verantwortung der Bayerischen 
Staatsregierung. Auf Sie alle fällt zurück, 
was sich an Skandalösem in Mittenwald 
ereignete. 

Für eine Antwort wären wir Ihnen sehr 
dankbar. Mit freundlichen Grüßen 
für die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes - Bund der Antifaschistin- 
nen und Antifaschisten (VVN-BdA) 
Ernst Antoni, München 
Ulrich Sander, Köln/Dortmund, 
Mitglieder des Bundesausschusses der 
VVN-BdA I 


Prozessen nachweisen, dass dies und je- 
nes ihr Eigentum gewesen war oder dass 
sie tatsächlich die Erben seien. Der Zu- 
gang zu den Akten und deren Veröffentli- 
chung war und ist oft ein schwieriges 
Unterfangen. 


Zeitzeugnisse in Mannheim gesucht! 


Durch die Mitarbeiter einer studentischen 
Praktikumsgruppe werden mit Unterstüt- 
zung des Stadtarchivs aus dessen Unterla- 
gen Mannheimer Bezüge zum Ausstel- 
lungsthema erforscht. Mögliche Ergeb- 
nisse sollen als zusätzlicher Teil der Aus- 
stellung aufgenommen werden. Des wei- 
teren wurde ein Aufruf zur Suche nach 
Zeitzeugen in der Presse veröffentlicht. 
Zu der Ausstellung wird derzeit an ei- 
nem umfangreichen Begleitprogramm ge- 
arbeitet. Erste Informationen werden der- 
zeit mit Hilfe von „Courage! — Netzwerk 
für Demokratie und Courage Baden- 
Württemberg“ an die Schulen der Region 
versendet. Auch die Mannheimer GEW 
hat ihre Unterstützung zugesagt. Schließ- 
lich werden verschiedene Organisationen 
angesprochen mit der Bitte, das Projekt 
zu unterstützen (auch finanziell, denn die 
Ausstellung und das Begleitprogramm 
soll „fer umme“ zugänglich sein!). 
r 
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Schily setzt sich durch 


EU-Innenministerkonferenz beschloss Aufnahme 
biometrischer Merkmale in Reisepässe 


Bei der Tagung der Innenminister 
der Europäischen Union (EU) am 
Dienstag in Luxemburg setzte 
sich Bundesinnenminister Otto 
Schily weitgehend durch mit seiner For- 
derung nach der Aufnahme zweier bio- 
metrischer Merkmale in die EU-Reise- 
pässe. Sie sollen auf einem Chip gespei- 
chert werden. Digitalisierte Bilder mit 
individuellen Erkennungsmerkmalen 
sollen demnach in den entsprechenden 
Dokumenten aller EU-Staaten Pflicht 
werden. Digitalisierte Fingerabdrücke 
als zweites Merkmal dagegen können 
von den Mitgliedstaaten in den künftigen 
Pässen gespeichert werden. Ursprüng- 
lich hatte die EU-Kommission nur ein 
Merkmal vorsehen wollen. Auf Drängen 
Schilys konnte die weitergehende Rege- 
lung durchgesetzt werden. Die zusätz- 
lichen Merkmale gelten ab 2005 für die 
neu ausgegebenen EU-Pässe. Es wird 
also eine zehnjährige Übergangsphase 
geben, ehe alle Pässe umgestellt sind. 
Dennoch steht Schily unter dem 
Druck der deutschen Firmen, die über 
die entsprechende technische Ausstat- 
tung verfügen und mit der Passherstel- 
lung Geld verdienen wollen. Im März 
fand in der Bundesdruckerei in Berlin 
eine Tagung des „Deutschen Forums für 
Kriminalprävention“ mit den Vertretern 
der Bundestagsfraktionen statt. Dabei 
mahnten die Lobbyisten nachdrücklich 
eine rasche Entscheidung über die bio- 
metrischen Merkmale an. Da die USA 
schon seit mehreren Monaten diese Da- 
ten bei der Visa-Erteilung verlangen, 


fürchtet die deutsche Industrie, bei der 
Hardwareproduktion von amerikani- 
schen Firmen aus dem Markt gedrängt 
zu werden. Dem hat sich der EU-Innen- 
ministerrat nun mit maßgeblicher Betei- 
ligung der deutschen Bundesregierung 
gebeugt. 

Ebenfalls mit Nachdruck vertrat Schi- 
ly bei der EU-Konferenz seine Absicht, 
die sogenannte Vorfeldbeobachtung aus- 
zudehnen. Es komme darauf an, bei der 
Bekämpfung des „islamistischen Terro- 
rismus“ zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
Erkenntnisse über Aktivitäten zu gewin- 
nen. Bis zur strafrechtlich zu ahndenden 
Anschlagsplanung dürfe nicht gewartet 
werden. Zu diesem Zweck unterstützt 
Deutschland eine engere Zusammenar- 
beit der nationalen Nachrichtendienste 
unter dem Dach des EU-Ministerrats. 
Handfeste operative Kompetenzen soll 
künftig die europäische Polizeibehörde 
Europol bekommen. 

Davon, wie bei einer verstärkten Zu- 
sammenarbeit der Nachrichtendienste 
der Datenschutz gewährleistet bleibt, 
war natürlich keine Rede. Auch über das 
Grundprinzip der Trennung von Polizei 
und Geheimdiensten konnte man in den 
Berichten über diese Innenministerkon- 
ferenz nichts lesen. Und die von Schily 
so sehr forcierte „Vorfeldbeobachtung“, 
bei der ein konkreter Tatverdacht nicht 
erforderlich ist, verstößt ebenfalls gegen 
grundlegende Prinzipien des Rechtsstaa- 
tes. 

Ulla Jelpke, 
Junge Welt, 11.6.2004 


Niedersachsen: Rückgang 
der Einbürgerungen 


Die Zahlen der Einbürgerungen gehen in 
Niedersachsen immer weiter zurück. 
Dies geht aus der Antwort des MI auf 
eine Kleine Anfrage des Abgeordneten 
Klaus-Peter Bachmann hervor. 

Jahr Einbürgerungen insgesamt 

2000 15 426 

2001 14 693 

2002 12 838 

2003 11655 
Eine Ursache hierfür wird nicht benannt. 
Da nach Angaben des MI weniger als 5% 
aller Anträge abgelehnt werden, dürfte 
die Ursache für diese Entwicklung v. a. 
darin zu suchen sein, dass immer mehr 
potentiell Einbürgerungswillige keinen 
Antrag mehr stellen, z.B. — weil der An- 
trag eine Regelanfrage beim Verfas- 


sungsschutz nach sich zieht, — weil der 
Antrag zu einem Verfahren auf Widerruf 
der Flüchtlingseigenschaft führt (v. a. 
Irak, Kosovo, Afghanistan), — weil über- 
spannte Anforderungen an den Nachweis 
deutscher Sprachkenntnisse gestellt wer- 
den. Keinen Aufschluss gibt die Antwort 
auf die Anfrage darüber hinaus auf die 
Frage, wie viele Verfahren derzeit auf 
Eis liegen, weil die Behörden eine 
Einbürgerung zwar grundsätzlich zusi- 
chern, dies jedoch von Bedingungen 
abhängig machen, die die Betroffenen 
nicht erfüllen können oder wollen (u.a. 
Nachweis der Entlassung aus der alten 
Staatsangehörigkeit, Sprachkenntnisse, 
nicht abgeschlossenes Widerrufsverfah- 
ren, Sozialhilfebezug pp.). bee 
Quelle: Aus „flucht-liste“ 
nds-flüchtlingsrat 


Geplante Massenab- 
schiebungen in Land- 
kreis Northeim 


NORTHEIM. Mit einer Spontandemon- 
stration im und vor dem Kreishaus in 
Northeim haben am 3. Juni 2004 nach- 
mittags etwa 50 Personen gegen die dro- 
hende Abschiebung einer 64-jährigen 
Frau und ihres 22 Jahre alten Sohnes, 
Mitglieder einer libanesischen Flücht- 
lingsfamilie, protestiert. 

Ziel der Kundgebung waren die ver- 
antwortlichen Mitarbeiter der Ausländer- 
behörde Berkhan und Gnich. Beide hat- 
ten sich allerdings in ihren Büros einge- 
schlossen, ebenso wie die übrigen Mitar- 
beiterInnen der Behörde. Trotz vielfa- 
chen Drängens der Protestierenden gab 
es von keiner Seite des Landkreises eine 
Stellungnahme zu den Ereignissen des 
Vormittags. Die einzige Botschaft von 
der Verwaltungsspitze an die Demon- 
stranten: Sie machte von ihrem Haus- 
recht Gebrauch und ließ die Verwaltung 
von Polizeibeamten räumen. Die Kund- 
gebung wurde auf dem Vorplatz fortge- 
setzt. Über ein offenes Mikrofon teilten 
viele der VeranstaltungsteilnehmerInnen 
den Eingeschlossen ihre Meinung zu den 
Ereignissen mit: „Wir bleiben hier!“ war 
der meistgerufene Satz. 

Nach Angaben der „Initiative Bleibe- 
recht“ waren am 3.6. um 6.30 Uhr sieben 
Polizisten in die Wohnung der 64-Jähri- 
gen eingedrungen, um sie zur Abschie- 
bung in die Türkei abzuholen. Nach ei- 
ner dreiviertel Stunde sei die Aktion ab- 
gebrochen worden, weil der Sohn nicht 
angetroffen worden und die Mutter seit 
längerem schwer erkrankt sei. Auch der 
Göttinger Bundestagsabgeordnete der 
Grünen, Bundesumweltminister Jürgen 
Trittin, kritisierte den Versuch des Land- 
kreises Familien abzuschieben, die seit 
mehr als 20 Jahren hier lebten. Seit lan- 
gem sei klar, dass es sich bei den betrof- 
fenen Personen nicht um Türken hande- 
le, sondern um Nachfahren einer ara- 
bischsprachigen Volksgruppe. Trittin er- 
klärte, der Landkreis Northeim müsse 
den Tatsachen ins Auge blicke, seinen 
Ermessensspielraum nutzen und ein 
Bleiberecht aussprechen. 

Die Familie gehört zu der Gruppe von 
mehr als 100 libanesischen Bürger- 
kriegsflüchtlingen im Landkreis Nor- 
theim. Ihre Vorfahren waren seit den 
1920er Jahren aus dem türkischen Teil 
Kurdistans geflohen: Dort wurden sie als 
arabische Minderheit verfolgt (sie durf- 
ten ihre arabischen Namen nicht tragen 
und wurden unter aufgezwungenen tür- 
kischen Namen registriert). Nach der 
Flucht in den Libanon wurden die türki- 
schen Register fortgeschrieben und die 
Geflohenen dort scheinbar als türkische 
Staatsangehörige weiterregistriert — z. T. 
über Dritte und ohne das Wissen der Be- 

> 
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troffenen. Einige der Familien flohen 
schließlich während des Bürgerkrieges 
im Libanon direkt aus Beirut nach 
Deutschland, andere Familien nutzten 
die Türkei als Transitland und türkische 
Pässe zur Flucht. 

Diese türkischen Registereintragun- 
gen und Pässe nehmen die Behörden nun 
zum Anlass, den libanesischen Flüchtlin- 
gen eine türkische Identität zu unterstel- 
len und ihre Abschiebung vorzubereiten. 
Die Fluchtgeschichte und der türkisch - 
libanesische Hintergrund der Flüchtlinge 
war den Behörden seit Jahren bekannt. 
Erst nach dem Scheitern jahrelanger Ver- 
handlungen über ein Abschiebeabkom- 
men mit dem Libanon spielen die Behör- 
den nun die „türkische Karte“. 

Und sie scheuen kein Mittel, den 
Flüchtlingen das Leben hier unerträglich 
zu machen. Diese dürfen ihre arabischen 
Namen nicht mehr tragen, müssen sich in 
kurzen Abständen in der Ausländerbe- 
hörde ihre Duldung verlängern lassen, 
bekommen z.T. kein Bargeld, sondern 
nur Wertgutscheine, mit denen sie nur in 
bestimmten Geschäften bestimmte Wa- 
ren einkaufen dürfen und grundlegende 
medizinische Leistungen werden ihnen 
verwehrt. Auch in anderen Städten sind 
Menschen von diesen Abschiebungen 
betroffen. Immer handelt es sich über- 
wiegend um Kinder und Jugendliche, die 
entweder hier geboren sind oder als Kin- 
der mit ihren Eltern vor 13 bis 20 Jahren 
hier einreisten. Dass sie in der Türkei 
keine Perspektive haben, liegt auf der 
Hand. Weder sprechen sie die türkische 
Sprache, noch haben sie in der Türkei 
Anknüpfungspunkte für eine neue Le- 
bensgrundlage. bee 

Quellen: www.LibaSoli.de, aus „flucht- 
liste“ nds-flüchtlingsrat 


Institut für Menschenrechte 
fordert Antidiskriminierungs- 


gesetz 

BERLIN. Im Streit um das Zuwande- 
rungsgesetz ist untergegangen, dass es in 
Deutschland auch immer noch kein Anti- 
diskriminierungsgesetz gibt. Anlässlich 
des aktuellen Europarats-Berichts zum 
Umgang mit Minderheiten hat Heiner 
Bielefeldt, Direktor des Deutschen Insti- 
tuts für Menschenrechte in Berlin, die 
Regierung aufgefordert, entsprechend 
der EU-Richtlinien einen Gesetzentwurf 
auf den Weg zu bringen. Die Ecri, ein 
Sachverständigenausschuss des Europa- 
rats untermauert ihre Forderung nach ei- 
nem solchen Gesetz in allen öffentlichen 
Bereichen mit drastischen Worten: Nach 
ihren Beobachtungen stellen Antisemi- 
tismus, Islamophobie sowie Vorurteile 
und die Diskriminierung von Minderhei- 
ten wie Roma und Sinti eine ernsthafte 
Herausforderung für Deutschland dar. Es 
seien daher wirkungsvollere Gesetze nö- 
tig. Quelle: taz, 9.6.04 
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Hungerstreik vom 19. Juni 
bis 22. Juni 


BERLIN. Vom 19. bis 22. Juni 2004 findet 
auf dem Gendarmenmarkt in Berlin/Mit- 
te gegen die kriminelle Abschiebepraxis 
und die Verfolgung der togoischen und 
kamerunischen Exilopposition durch den 
deutschen Staat ein Hungerstreik statt 
Seit Beginn dieses Jahres hat die Ver- 
folgung und Abschiebung togoischer 
Flüchtlinge massiv zu genommen. Vor- 
läufiger Höhepunkt war die Massenab- 
schiebung von 18 Togoern und 26 Kame- 
runern von Amsterdam, an der die Län- 
der Deutschland, Niederlande, Belgien, 


Frankreich und Großbritannien beteiligt 
waren. Deutschland war mit der Ab- 
schiebung von 15 Personen involviert. 
(Siehe AN 11-04) 

Die absolute Mehrheit der Asylanträge 
wird inzwischen durch das Bundesamt 
und die Verwaltungsgerichte negativ ent- 
schieden. Teilweise wird Flüchtlingen, 
die bereits nach $ 51 anerkannt waren 
und seit Jahren in Deutschland leben, die 
Anerkennung wieder entzogen und sie 
zur Ausreise aufgefordert. 

Große Teile der togoischen Exiloppo- 
sition haben seit Mitte letzten Jahres ge- 
gen die deutsche Abschiebepolitik und 
gegen die Diktatur unter General Gnas- 
singb€e Eyade&ma protestiert. Nach den 
Massakern an Oppositionellen und der 
Zivilbevölkerung, während der Präsi- 
dentschaftswahlen 2003 haben die Kara- 
wane für die Rechte der Flüchtlinge und 
MigrantInnen und togoische Opposi- 
tionsgruppen eine Kampagne gegen die 
Diktatur Eyad&mas und die deutsche 
Kollaboration ins Leben gerufen und 
zahlreiche öffentliche Veranstaltungen 
zur politischen Aufklärung durchgeführt. 
Gleichzeitig wurden die politisch Verant- 
wortlichen mit Informationen über die 
Situation in Togo und mit den Forderun- 
gen der togoischen Flüchtlinge konfron- 
tiert. Alle politischen Instanzen waren 
über die dramatische Menschenrechtsla- 
ge und die Verfolgung der Opposition in 
Togo ausreichend bis sehr gut informiert. 
Aber weder im Auswärtigen Amt noch in 


den Innenministerien der Länder wollte 
jemand etwas gegen die Abschiebungen 
nach Togo unternehmen und alle wiesen 
die Verantwortung von sich. 

Den am 26.5.2004 aus Deutschland 
und den Niederlanden Deportierten wur- 
de bereits bei ihrer Ankunft in Lom& ge- 
droht. Nach langen Verhören über ihre 
Tätigkeit und ihre Kontakte in Deutsch- 
land wurden sie entlassen mit der An- 
kündigung, dass sie in einiger Zeit wie- 
der gerufen werden und im Falle der Ab- 
wesenheit die Familienangehörigen 
„Probleme“ bekommen werden. Der aus 
Deutschland abgeschobene kameruni- 
sche Oppositionelle wurde direkt am 
Flughafen in Douala 
festgenommen. Seitdem 
hat niemand Kontakt zu 
ihm. 

Die Forderung nach 
einem sofortigen gene- 
rellen Abschiebestopp 
nach Togo wurde nach 
dem 14. April 2004 ge- 
stellt. An diesem Tag 
fand in Brüssel eine 
 # Konferenz der EU und 

u der AKP-Staaten statt. 
Thema war die Blockie- 
“ rung des Artikel 9 des 
- Abkommens von Coto- 
‘ nou bezüglich der De- 

mokratie und der Men- 
schenrechte durch das togoische Regi- 
me. Das Regime übernahm einen umfas- 
senden Verpflichtungskatalog, der nach- 
prüfbar innerhalb bestimmter Fristen 
umgesetzt werden muss. Dieser Katalog 
verdeutlicht, dass in Togo auch nicht an- 
satzweise ein Demokratisierungsprozess 
stattfindet, sondern dass das Land nach 
wie vor mit uneingeschränkter diktatori- 
scher Macht regiert wird. Statt nach der 
Brüsseler Konferenz umgehend Abschie- 
bungen nach Togo auszusetzen, werden 
die Ablehnung von Asylgesuchen und 
die Zwangsdeportation in die Diktatur 
gesteigert.Vor diesem Hintergrund haben 
die Karawane für die Rechte der Flücht- 
linge und MigrantInnen und Teile der to- 
goischen Exilopposition beschlossen, ei- 
nen viertägigen Hunger- und Sitzstreik 
in Berlin durchzuführen, um die Öffent- 
lichkeit über die Menschenrechtsverlet- 
zungen in Deutschland und in Togo zu 
informieren. 

Hungerstreik 19. bis 22. Juni 2004 
auf dem Gendarmenmarkt in 
Berlin/Mitte 
Auftakt Samstag um 12.00 Uhr 
gegen die kriminelle Abschiebe- 
praxis und die Verfolgung der togoi- 
schen und kamerunischen Exiloppo- 
sition durch den deutschen Staat 
Karawane für die Rechte der Flüchtlin- 

ge und MigrantInnen, Sektion Nord / 
Koordinationskreis Hamburg, 

mail: free2move@nadir.org 
wwu.thecaravan.org II 


Sudetendeutscher Tag in Nürnberg - Aus den Deutsch-Tschechischen-Nachrichten Nr. 58 


Kausalzusammenhang der 
Umsiedlung wird geleugnet 


In Nürnberg fand zu Pfingsten 
. der 55. Sudetendeutsche Tag 

- statt. Er gestaltete sich in star- 
kem Maße zu einer Wahlkundgebung 
der CSU. Die Tagungsregie hatte die 
Aufgabe, in einer Situation der 
Niederlage - die CSU ist bekanntlich 
mit ihrer Forderung gescheitert, die 
Tschechische Republik dürfe nur in die 
EU aufgenommen werden, wenn sie 
vorher die sog. Bene35-Dekrete auf- 
hebt - eine neue Aufbruchstimmung 
zu erzeugen. 


Die Reden des SL-Vorsitzenden Posselt, 
des SL-Sprechers Johann Böhm und des 
„Schirmherrn“ Stoiber (alle CSU) waren 
daher geprägt von dem Bemühen, resig- 
native Tendenzen im Keim zu ersticken 
und ihre Partei trotz allem als großartige 
Vertreterin sudetendeutscher Interessen 
(und die Bundesregierung als Verräterin 
an denselben) darzustellen. Dem diente 
die Beweihräucherung der „konsequen- 
ten Haltung“ in der Frage der Bene$-De- 
krete — die CSU-Abgeordneten im EU- 
Parlament stimmten im April 2003 ge- 
schlossen gegen die Aufnahme Tsche- 
chiens — und die aggressive Ankündi- 
gung, das Thema als „europäisches Pro- 
blem“ weiterhin hochkochen zu wollen. 
Dem diente vor allem auch die mit reich- 
lich emotionalem Pathos vollzogene Er- 
neuerung der vor 50 Jahren übernomme- 
nen Schirmherrschaft über „Bayerns 4. 
Stamm“ (neben Altbayern, Franken und 
Schwaben) durch Stoiber. Dies und der 
größte Teil der übrigen Inhalte der Reden 
bei der Hauptkundgebung am Pfingst- 
sonntag in der dieses Mal nur locker ge- 
füllten Frankenhalle des Nürnberger 
Messezentrums war allerdings nicht 
überraschend. 

Aufmerken ließ dagegen der Nach- 
druck, mit dem heuer der Kausalzusam- 
menhang zwischen NS-Verbrechen und 
Umsiedlung geleugnet wurde. Johann 
Böhm wandte sich ausdrücklich gegen 
die Auffassung, der „Krieg sei der ei- 
gentliche Auslöser der Vertreibung“ ge- 
wesen, und erklärte, die ersten tschechi- 
schen Vertreibungspläne gingen bereits 
auf das 19. Jahrhundert zurück. Auch bei 
der Gründung der 1. Tschechoslowaki- 
schen Republik 1918/19 seien derartige 
Pläne von tschechischen Politikern geäu- 
Bert worden. Böhm wörtlich: „Hitlers 
brutale Politik hat also nicht die Vertrei- 
bungspläne entstehen lassen, sie hat sie 
realisierbar gemacht.“ Die Sudetendeut- 
schen träfe an all dem keine Schuld, 
noch 1935 (dem Jahr, als die Sudeten- 
deutsche Partei Konrad Henleins bei den 


Parlamentswahlen zwei Drittel der sude- 
tendeutschen Stimmen auf sich vereinig- 
te) hätten die Parteien des demokrati- 
schen Spektrums bei weitem die Mehr- 
heit gehabt und im übrigen sei der Anteil 
der Nazi-Gegner unter den Sudetendeut- 
schen besonders hoch gewesen. Die Be- 


geisterung der überwältigenden Mehrheit 


der Sudetendeutschen für den Anschluss 
an das faschistische Deutschland fand 
Böhm „verständlich“: „Sie wollten nicht 
„Nazis‘, sie wollten Deutsche sein.“ 


„Völkermord“ soll „nachgewiesen“ 
werden 

Böhms Rede wurde von Stoiber geprie- 
sen als „sehr mutige Worte, die vielleicht 
nicht jedem gefallen haben. Was Hans 
Böhm hier sehr präzise geschildert hat, 
das ist die Wahrheit ...“ Der Hintergrund 
dieser bislang höchstens implizit von der 
offiziellen SL-Spitze artikulierten Argu- 
mentation war leicht verständlich, wenn 
man am Vortage die Ausführungen zum 
Thema „Jetzt: Individual-Beschwerden 
Sudetendeutscher beim Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte“ vom 
Witikobund gehört hatte. Nach einer ver- 
kürzten Version der Brechreiz erregen- 
den Standardrede des Vorsitzenden die- 
ser „nationalen Gesinnungsgemein- 
schaft“ in der SL, Horst-Rudolf Übel- 
acker, sprach der Jurist Thomas Gertner. 
Er ist der Anwalt der 79 Personen, die 
Ende April Beschwerde beim EGMR 
eingereicht haben, um ihr „Eigentum“ in 
Tschechien zurück zu erhalten. Gertner 
erläuterte die Erfolgsaussichten derarti- 
ger Beschwerden. Es seien verschiedene 
juristische Hürden zu überwinden, vor- 
rangig aber sei es, „die europäischen 


55. Sudetendeutscher Tag 
Nürnberg 2004 


Richter davon zu überzeugen, dass es ein 
Völkermord war“. 

Wenn der „Völkermordcharakter der 
Vertreibung“ (den nicht einmal der von 
der bayerischen Staatsregierung mit ei- 
nem Gutachten zu den Benes-Dekreten 
beauftragte Völkerrechtler Prof. Nettes- 
heim erkennen konnte) akzeptiert werde, 
dann sei „mit Sicherheit davon auszuge- 
hen, dass wir die Beschwerden gewin- 
nen“. Erforderlich hierfür sei der ‚lü- 
ckenlose Nachweis, dass die Elimination 
der Sudetendeutschen schon ab 1918, 


spätestens aber ab 1938‘ geplant gewe- 
sen sei. 

SL-Chef Posselt hat in einer der letz- 
ten Ausgaben der Sudetendeutschen Zei- 
tung dargelegt, dass individuelle Eigen- 
tumsklagen seiner Meinung nach so gut 
wie keine Aussichten auf Erfolg haben. 
Johann Böhm und Edmund Stoiber sind 
vermutlich realistisch genug, um diese 
Meinung zu teilen. Sie setzen auf politi- 
schen Druck, um die tschechische Regie- 
rung zur Unterwerfung unter die Forde- 
rungen der SL/CSU zu bewegen. Die 
Verbreitung der Völkermord-These ist 
trotzdem ganz im Sinne des geschichts- 
revisionistischen Kurses, dem auch das 
Projekt „Zentrum gegen Vertreibungen“ 
des Bundes der Vertriebenen dient. Stoi- 
ber setzte sich in seiner Rede erneut ve- 
hement für dieses Projekt ein und kün- 
digte eine neue Initiative dafür bei der 
nächsten Ministerpräsidentenkonferenz 
an. Unterstützung hierfür verspricht er 
sich von dem neuen Bundespräsidenten — 
„der ja das Flüchtlings- und Vertriebe- 
nenschicksal aus eigener Erfahrung 
kennt“ und „sich für dieses Zentrum aus- 
gesprochen hat“. Renate Hennecke 
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:neuerscheinungen, 


Ärztekammer stellt 
Buchprojekt über 
die Vertreibung jüdi- 
scher Ärzte vor 


Mit dem Beginn na- 
tionalsozialistischer 
Herrschaft nahm auch 
die Verdrängung von 
Juden aus dem Berufsleben 
ihren Anfang. In der Medizin 
vollzog sich die Ausschaltung 
„nichtarischer“ Kollegen 
schnell und radikal. Entlas- 
sungen, Entzug der Kassen- 
zulassungen und schließlich 
das totale Berufsverbot ent- 
zogen jüdischen Ärzten ab 
1933 schrittweise die Exis- 
tenzgrundlage. Dennoch ist 
bisher wenig über das 
Schicksal der jüdischen Ärzte 
in Hamburg bekannt. 421 von 
ihnen lebten und arbeiteten 
vor der Machtübernahme der 
Nationalsozialisten in der 
Hansestadt. Nur rund ein 
Dutzend von ihnen erlebten 
Kriegsende und Zusammen- 
bruch der nationalsozialisti- 
schen Herrschaft in Ham- 
burg. 

Die Ärztekammer Ham- 
burg will nun für die histori- 
sche Aufarbeitung dieser 
Schicksale sorgen und plant 
gemeinsam mit der Historike- 
rin Anna von Villiez eine 
Buchveröffentlichung über 
„Die Vertreibung jüdischer 
Ärzte Hamburgs aus dem Be- 
rufsleben 1933 bis 1945“. 
Die Historikerin wird in ihrer 
Promotion das bisher uner- 
forschte Kapitel Stadtge- 
schichte untersuchen. Um sie 
dabei zu unterstützen hat die 
Ärztekammer im Hamburger 
Ärzteblatt um Spenden gebe- 
ten. Spenden von Hamburger 
Ärztinnen und Ärzten - bis- 
her etwas mehr als 12.000 
Euro — ermöglichen die Fi- 
nanzierung dieses Projekts, 
das bis Mitte 2005 realisiert 
werden soll. 

Den Anstoß zur Erfor- 
schung dieses Themas gaben 
die Ärzte Dr. Thomas Brink- 
mann und Dr. Jürgen Zippel, 
beide viele Jahre am Kran- 
kenhaus und Diakoniewerk 
Jerusalem beschäftigt. Sie 
wollten mehr wissen über die 
jüdischen Mediziner in jener 
Zeit, recherchierten unter an- 
derem im Archiv der Ärzte- 
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ankündigungen 


kammer, in dem allerdings 
außer Namenslisten keine 
weiteren Informationen zu 
finden sind. Bei ihrer Suche 
nach Zeitzeugen trafen sie 
auf die Historikerin Anna von 
Villiez, die ihre Magisterar- 
beit zum Thema geschrieben 
hatte. 

In der an der Universität 
Hamburg eingereichten Ar- 
beit, die Grundlage für die 
weitere Forschung sein soll, 
hat sie geschichtliche Zu- 
sammenhänge und Einzel- 
schicksale erforscht. Bereits 
kurz nach der Machtübernah- 
me Hitlers begann der Aus- 
schaltungsprozess jüdischer 
Ärzte in Deutschland. Etwa 
8000 bis 9000 jüdische Ärzte 
wurden im „Dritten Reich“ 
verfolgt, die meisten emi- 
grierten, etwa 1500 wurden 
ermordet. In Hamburg nicht 
anders. Ein Fünftel der Ärzte 
wurden in der Hansestadt als 
„Nichtarier“ Opfer der Ver- 
folgung. Bereits im April 
1933 gab es die erste Entlas- 
sungswelle „nichtarischer“ 
Ärzte, die an Krankenhäu- 
sern, Universität und in der 
Gesundheitsverwaltung tätig 
waren. In Folge dieser „Säu- 
berungsaktion“ erhielten 
mindestens 53 jüdische Ham- 
burger Krankenhausärzte ihre 
Kündigungen. Detailliert ist 
bisher lediglich für das Kran- 
kenhaus St. Georg aufgear- 
beitet worden, wie die antijü- 
dischen Maßnahmen umge- 
setzt wurden. Insgesamt wur- 
den dort 14 von den 75 ärzt- 
lichen Mitarbeitern entlassen, 
davon vier der 18 Leitenden 
Ärzte und sechs der Volontär- 
und Assistenzärzte. Unter den 
Entlassenen war auch der 
Internist und Tuberkulosespe- 
zialist Prof. Arthur Lipp- 
mann, der 26 Jahre in St. Ge- 
org tätig gewesen war, sieben 
Jahre davon als Leiter der Po- 
liklinik. Seit 1923 war er Vor- 
standsmitglied der Ärztekam- 
mer gewesen. Er emigrierte 
1939 mit seiner Frau nach 
Sydney, Australien, wo er bis 
zu seinem Tod 1950 lebte 
und arbeitete. 

Im April 1933 traf es die 
325 in freier Praxis niederge- 
lassenen jüdischen Medizi- 
ner. Ihnen wurde die Kassen- 
zulassung entzogen. Mit 


spürbaren finanziellen Fol- 
gen, denn in zunehmendem 
Maße blieben die Patienten 
weg. Die Auswanderungs- 
welle erreichte 1939 ihren 
Höhepunkt. Etwa drei Viertel 
der jüdischen Ärzte emigrier- 
ten, viele in die USA, nach 
England oder Palästina. Hohe 
bürokratische Hürden mach- 
ten es ihnen schwer, in ihrem 
Beruf zu arbeiten — meist er- 
hielten sie nur dann eine Zu- 
lassung, wenn sie das medizi- 
nische Examen in der frem- 
den Sprache wiederholten. 
Andere — meist ältere Kolle- 
gen — blieben. Über sie wur- 
de 1938 das totale Berufsver- 
bot verhängt, viele wurden in 
der Pogromnacht vom 9. No- 
vember verhaftet und in das 
Konzentrationslager Sachsen- 
hausen verschleppt. Mindes- 
tens 39 jüdische Ärzte der 
Hansestadt wurden in den 
Vernichtungslagern ermordet, 
und von 16 Ärzten ist be- 
kannt, dass sie ihrem Leben 
selber ein Ende setzten. 
Auch das Israelitische 
Krankenhaus, das 1997 sein 
150-jähriges Bestehen feierte, 
litt unter den Verfolgungen 
durch die Nationalsozialisten. 
Diese hatten es sich zum Ziel 
gesetzt, das Krankenhaus 
wirtschaftlich zu ruinieren 
und zugleich zu einer rein jü- 
dischen Einrichtung zu ma- 
chen. Innerhalb von vier Jah- 
ren sank der Anteil der nicht- 
jüdischen Patienten von 60 
auf 28 Prozent. Die Repres- 
sionen wurden immer hefti- 
ger, und gegen Kriegsende 
gab es mehrere Versuche, das 
Krankenhaus ganz aufzulö- 
sen. Ohne Erfolg — nach 
Krieg und Befreiung wurde 
die Klinik, die heute im 
Orchideenstieg gelegen ist, 
zunächst nur mühsam und in 


sehr bescheidenem Maße 
weitergeführt. Im Gebäude 
des damaligen Israelitischen 
Krankenhauses ist heute das 
Ortsamt St. Pauli unterge- 
bracht. 

Welche Rolle die nichtjüdi- 
sche Ärzteschaft Hamburg 
bei der Diskriminierung und 
Ausgrenzung ihrer jüdischen 
Kollegen spielte, liegt noch 
weitgehend im Dunkeln. Klar 
ist, dass mit dem Verfol- 
gungs- und Verdrängungspro- 
zess eine Jahrhunderte wäh- 
rende Tradition hochrangiger 
jüdischer Wissenschaft und 
Medizin in der Hansestadt 
unwiederbringlich zerstört 
wurde. Die Ärztekammer 
Hamburg hofft, dass mit dem 
Buch ein Zeichen gegen das 
Vergessen und den Opfern 
ein Denkmal gesetzt werden 
kann. 

http://www.aerztekammer- 
hamburg.de/ 


„Schutz der deut- 
schen Seele” 
Radiohörverbote im 
„3. Reich” 


Mit Kriegsbeginn ver- 
bot das NS-Regime 
das Hören ausländi- 
scher Radiosender. Die deut- 
sche Bevölkerung sollte von 
allen Einflüssen außer der ei- 
genen Propaganda ferngehal- 
ten werden. Dem lag eine 
sehr hohe Wertschätzung der 
Informationshoheit und des 
Meinungsmonopols der NS- 
Führung zugrunde: „Im mo- 
dernen Krieg kämpft der 
Gegner nicht nur mit militäri- 
schen Waffen, sondern auch 
mit Mitteln, die das Volk see- 
lisch beeinflussen und zer- 
mürben sollen. Eines dieser 


Mittel ist der Rundfunk.“ („Verordnung 
über außerordentliche Rundfunkmaß- 
nahmen“) Zuwiderhandlungen wurden 
zum „Schutz der deutschen Seele“, wie 
es in einem Gerichtsurteil hieß, mit teils 
drakonischen Maßnahmen verfolgt. 

Der Strafkatalog reichte von Verwar- 
nungen, Geldbußen und Beschlagnah- 
mungen von Radios bis zu mehrjährigen 
Gefängnis- und Zuchthausstrafen sowie 
„schutzhaft“ und KZ-Einweisungen. 
1941 erging das erste Todesurteil wegen 
„Rundfunkverbrechens“! 

Die Verfahren gegen Hörer von 
Feindsendern förderten die Denunzia- 
tionsbereitschaft in der Bevölkerung. 
Dieser Effekt war durchaus gewollt, 
sollte sich doch niemand frei und offen 
über die militärische oder politische 


Lage äußern können, sollte sich doch je- 
der vergegenwärtigen, dass stets ein 
Spitzel mithören könnte. Auch insofern 
handelt es sich um ein durchaus charak- 
teristisches Kapitel der NS-Herrschaft. 
Der Autor der vorliegenden Studie 
über „Rundfunkverbrechen“, Michael P. 
Hensle, hat die Akten der Sondergerich- 
te Berlin und Freiburg — zusammen etwa 
300 Verfahren — ausgewertet. Zugute 
kommen der insgesamt etwas zu lang 
geratenen Untersuchung die profunden 
Kenntnisse des Autors über die NS-Jus- 
tiz. Fu 


Michael P. Hensle: Rundfunkverbre- 
chen. Das Hören von „Feindsendern” 
im Nationalsozialismus, Metropol 
Vig., Berlin 2003, 383 S., 19 Euro 


_ (R)JECHTE ELITEN - 'Männerbünde, studentische 
Verbindungen und anti-egalitäres Denken in 
“ ‚Hochschule und Gesellschaft 


Alle statistischen Erhebungen kommen 
zu dem gleichen Ergebnis: In höheren 
Positionen von Wissenschaft, Politik 
und auch der Wirtschaft finden sich weit 
weniger Frauen als Männer. Durch jahr- 
zehntelange feministische Kritik an 
männerbündischen Strukturen und das 
Erkämpfen von Gleichstellungsregelun- 
gen hat sich der Ausschluss von Frauen 
aus Spitzenstellungen zwar verringert, 
aber ist bei Weitem noch nicht beseitigt. 
Nicht nur in rechten Kreisen hält sich 
nach wie vor der Mythos von Interes- 
sens- und „Wesens“unterschieden zwi- 
schen den Geschlechtern. Statt den Aus- 
schluss von Frauen aus der gesellschaft- 
lichen Elite auf vermeintlich natürliche 
Differenzen zurückzuführen, muss die 
männerbündische Verfasstheit der Ge- 
sellschaft und ihrer Institutionen ins 
Blickfeld genommen werden. 

Hierbei stellen studentische Verbin- 
dungen am deutlichsten dar, wie män- 
nerbündische Prinzipien funktionieren. 
Auch wenn es einige wenige Verbindun- 


gen gibt, die Frauen aufnehmen, bleiben 
klassische geschlechtsspezifische Rol- 
lenvorstellungen bestehen. Verbindun- 
gen reproduzieren nicht nur biologisti- 
sche Festschreibungen in Bezug auf Ge- 
schlechterverhältnisse, sondern auch auf 
essentialistische Vorstellungen von Na- 
tionalität, Kultur oder „Rasse“. Un- 
hinterfragte Traditionen, konservative 
Grundeinstellung, das Lebensbundprin- 
zip, Elitebewusstsein und ausgeprägter 
Autoritarismus sollten ebenso in die 
Kritik genommen werden. Korporatio- 
nen treten mit dem Anspruch auf, zu- 
künftige Eliten heranzubilden und die 
Verbandsbrüder durch Protektionsme- 
chanismen in führende Positionen von 
Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und 
Gesellschaft zu bringen. Die Kritik soll- 
te aber nicht nur an Verbindungen, Män- 
nerbünden und Elitenvorstellungen for- 
muliert werden, sondern sie auch in den 
Kontext gesellschaftlicher Zusammen- 
hänge stellen. Die Diskussion über die 
Einführung von sogenannten Eliteuni- 
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versitäten zeigt, dass im gesellschaft- 
lichen Mainstream der Konsens herrscht, 
dass Eliten gebraucht werden. Außerdem 
wird die Überzeugung geteilt, dass der 
soziale Aufstieg in die renommiertesten 
Positionen für jeden und jede möglich 
wäre. Jedoch ist empirisch nachgewie- 
sen, dass sich Kinder aus höheren 
Schichten überproportional häufig in den 
Führungsetagen finden. So ist zu fragen, 
ob es nicht doch auf dieses „gewisse Et- 
as“ ankommt. 


Samstag, 3. Juli 2004, 10 - 18.30 Uhr 
in Marburg, Hörsaalgebäude Biegen- 
straße 


VeranstalterInnen: AStA der Universität 
Marburg, AStA der Universität Gießen, 
freier zusammenschluss der studieren- 
denschaften (fzs), Gruppe dissident, De- 
mokratische Linke an der Uni Gießen, 
Projekt Konservatismus und Wissen- 
schaft e.V. UnterstützerInnen: Arbeitsge- 
meinschaft für gewerkschaftliche Fragen 
(AgF), Linke Fachschaft 03 (LiFa03) 


Kontakt und Informationen über das 
genaue Programm: 
e.mail: tagung-marburg@gmx.de 


www.p-kw.de 


Die Teilnahme an der Tagung ist kosten- 
los. Für Verpflegung muss selber aufge- 
kommen werden. Wer eine Unterkunft 
benötigt, kann sich für weitere Hinweise 
bei der e.mail-Adresse melden. 


„Grünbuch“” erschienen 

Die EU-Kommission hot jetzt ein „Grünbuch - 
Gleichstellung sowie Bekämpfung von Diskrimi- 
nierungen in einer erweiterten Europäischen 
Union" herausgegeben, in dem sie den bisheri- 
gen Stand der Antidiskriminierungspolitik bilan- 
ziert. Der Text gibt einerseits einen Überblick und 
stellt andererseits auch zahlreiche Versäumnisse 
der EU-Mitgliedssstaaten fest. Am Ende des 
Grünbuchs befindet sich dann auch ein Fragebo- 
gen, mit dem man (bis 31. August) eigene Ein- 
_schätzungen zur Antidiskriminierungspolitik ab- 
‚geben kann.Beides ist zu finden unter 


http://europa.eu.int/comm/employment_so- 
cial/fundamental_rights/greenpaper_de.htm 
Wie immer muss man leider dazu sagen, dass 
durch die europa- und nationalstaatliche Antidis- 
kriminierungspolitik diejenige Diskriminierung 
NICHT erfasst wird, die aufgrund von Nicht-Zu- 
.gehörigkeit zu den jeweiligen ‚Nationalstaaten 
erfolgt. Deutsche Staatsbürger (und EU-BürgerIn- 
nen) können anders behandelt werden als Nicht- 
StaatsbürgerInnen - weshalb z. B. das diskrimi- 
nierende Asylbewerberleistungsgesetz nicht ge- 
gen die Antidiskriminierungsbestimmungen ver- 
stößt. Im Fragebogen kann man dazu etwas bei 
‚der Frage „Bestehen Ihrer Meinung nach gravie- 
rende Probleme, die derzeit nicht durch die ge- 
meinschaftlichen Rechtsvorschriften zur Bekömp- 
fung von en abgedeckt sind?” 
 schreibei Julika Bürgin 
——. werk Thüringen e.V, 
y Pe del 
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:aus der faschistischen presse 


Günzel und die „political 
correctness” 


Junge Freiheit Nr. 23/04 
vom 28. Mai 2004 
Das Blatt hat gemeinsam mit dem „Insti- 
tut für Staatspolitik“ eine Konferenz zum 
„Fall Hohmann“ in Berlin durchgeführt, 
auf der über 600 Teilnehmer gezählt 
wurden. Einer der Redner war der ehe- 
malige Bundeswehrgeneral und Kom- 
mandeur der KSK-Truppe Reinhard 
Günzel. Er nutzte die Gelegenheit, um 
seine Abrechnung mit seinen Offiziers- 
kollegen und den Verteidigungsministern 
jeglicher Couleur vorzutragen. Als erstes 
stellte er sich als harmloses Opfer einer 
Presseverschwörung dar: „Ich habe dem 
Abgeordneten Hohmann in einem per- 
sönlichen Brief für die Zusendung seiner 
Rede ... gedankt und habe dabei meine 
Zustimmung zu seinen klaren und muti- 
gen Aussagen zum Ausdruck gebracht. 
Dieser Brief ist unter Bruch des Briefge- 
heimnisses durch Reporter des ZDF-Ma- 
gazins ‚Frontal 21’ veröffentlicht. wor- 
den.“ 

Günzel verschweigt, dass sein „per- 
sönlicher Brief“ auf dem Briefpapier des 
KSK verfasst war. Und das ZDF-Maga- 
zin hat den Brief nicht aus der Post ge- 
klaut oder sonst wie unlauter erhalten, 
sondern der Abgeordnete Hohmann 
selbst hat diesen Brief weiter gereicht. 
Durch die Unterschlagung dieser Tatsa- 
chen kann er dann behaupten, er sei ein 
armes Opfer. 

Gegen Ende jedoch erläutert er, wes 
Geistes Kind er ist: „im Namen dieses 
Krebsgeschwürs ‚Political Correctness’“ 
werde „Geschichte gefälscht und Recht 
gebeugt“ und das kritische Denken ver- 
hindert: „Angefangen von dem Zwang, 
der ‚Singularität des Holocaust‘ unsere 
Referenz zu erweisen, über die Ver- 
pflichtung, die im Nürnberger Prozess 


von den Siegermächten getroffenen Fest- 
stellungen auf alle Zeiten anzuerkennen, 
bis hin zu den vielen Tabus, die uns ver- 
bieten, historische Wahrheiten auszu- 
sprechen ...“ 

Was will der General a.D. - er hält 
sich zurück, um seine Pension nicht zu 
gefährden, aber eine Aufhebung der 
Nürnberger Urteile, in denen führende 
Nazis wegen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und des Völkermords 
verurteilt wurden scheint ihm doch am 
Herzen zu liegen. 


Durfte Schröder nicht zum 
D-Day? 
Junge Freiheit Nr. 24/04 
vom 4. Juni 2004 
Doris Neujahr echauffiert sich, dass 
Bundeskanzler Schröder an den Feier- 
lichkeiten zum 60. Jahrestag der Lan- 
dung der Alliierten in der Normandie 
teilnehmen will: „Schröder muss also 
aufpassen, dass er keinen falschen Knie- 
fall begeht.“ Denn schließlich begibt er 
sich in die Gesellschaft der Feinde. Das 
ist auch kein Wunder, denn Schröder 
weiß gar nichts richtiges über den 2. 
Weltkrieg: „Die gängigen Standardwer- 
ke deutscher Großhistoriker bieten kein 
annähernd vollständiges Bild der kom- 
plexen Vorgeschichte des Zweiten Welt- 
krieges. Grundsätzliche Informationen 
werden unterschlagen ... Die dauernden 
polnischen Pressionen gegen Danzig, die 
Übergriffe gegen die deutsche Minder- 
heit, die hybriden Drohungen aus War- 
schau, siegreich in Berlin einzumar- 
schieren — um nur diese Beispiele zu 
nennen — kommen gar nicht vor oder 
werden als Goebbels-Propaganda abge- 
tan.“ 
Warum hat Frau Neujahr nur den an- 
geblichen Überfall auf den Sender Glei- 
witz unterschlagen? 
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Warum die Türkei nicht in 
die EU darf 


Junge Freiheit Nr. 25/04 
vom 11. Juni 2004 
Dieser Frage widmet das Blatt mehrere 
Artikel. Im Aufmacherartikel stellt Alain 
de Benoist fest: „Die Türkei könnte sich 
sehr wohl in eine riesige Freihandelszo- 
ne integrieren, wäre aber nicht fähig, an 
einem Zivilisationsprojekt teilzuneh- 
men.“ Das liege daran, dass die Türkei 
zum Orient gehöre und eben nicht zu Eu- 
ropa. 

Und Paul Rosen über die Situation in 
der Union: Stoiber habe noch auf dem 
Europa-Parteitag im Mai gefordert, die 
„Europawahl auch zu einer Volksabstim- 
mung über den Beitritt der Türkei zur 
EU“ zu machen. „Stoibers großen Wor- 
ten folgten keine Taten. Die Frage des 
Türkei-Beitritts spielte im Wahlkampf 
keine Rolle mehr. Das dürfte auch damit 
zu tun haben, dass die große Schwester- 
partei der Bayern ihre Probleme damit 

hat, den Türkei-Bei- 

tritt strikt abzu- 

ER ge lehnen, was 
(sh auch an der 
wachsenden 

türkischen 
Lobby inner- 
halb der 
CDU zu tun 
haben dürfte.“ 

Und der FPÖler 
Andreas Mölzer in 

einem Interview: „Die Tür- 
kei ist auch dann nicht reif für einen EU- 
Beitritt, weil die Türkei meines Erach- 
tens nach niemals reif für die EU sein 
wird, weil sie ein islamisches Land ist, 
hauptsächlich auf asiatischem Boden 
liegt und historisch so etwas wie das 
Gegenbild Europas war. Das Osmani- 
sche Reich war bekanntlich einer der 
großen Herausforderer des alten christ- 
lichen Abendlandes.“ uld 


Scholl-Latour wirbt für 
„Junge Freiheit” 


In einem Faltblatt wirbt der durch seine 
Reportagen und Bücher bekannte Autor 
Peter Scholl-Latour für die rechtsextre- 
me Wochenzeitung „Junge Freiheit“. Die 
JF bedeute für ihn, wird er in dem Wer- 
beflyer zitiert, der von der JF-Redaktion 
herausgegeben wurde, dass es noch „un- 
abhängige Geister in der Medienland- 
schaft gebe“. Vom Spiegel danach be- 
fragt, weshalb er Werbung für das Blatt 
mache, dass seit Jahren vom NRW-Ver- 
fassungsschutz beobachtet wird, glaubte 
Scholl-Latour nach eigener Aussage, das 
Interview sei für die Zeitung selbst be- 
stimmt gewesen. 
Was daran Richtiger sein soll, bleibt 
das Geheimnis Scholl-Latours... 
Quelle: taz, 7.6.04 - u.b. 


